
Lebenslagen bei Erwerbsminderung
Gerhard Bäcker führt in das Thema ein 
„Erwerbsminderungsrenten: Wiederkehr 
eines (fast vergessenen) sozialen Pro-
blems“. Stefanie Märtin und Pia Zollmann 
berichten ausgewählte empirische Ergeb
nisse über „Die gegenwärtige sozioökono
mische Situation von erwerbsgeminderten 
Rentnerinnen und Rentnern und ihren  

 
Haushalten“ eines Forschungsprojekts  
der Deutschen Rentenversicherung Bund. 
Tanja Kunze und Elisabeth Benöhr stellen  
ein laufendes Modellprojekt der Deutschen 
Rentenversicherung Baden-Württemberg zur 
„Wiedereingliederung erwerbsgeminderter 
Rentner und Rentnerinnen ins Arbeitsleben“ 
vor.
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Die Frage nach der drohenden Altersarmut 
sowie die Suche nach Reformen im Alters
sicherungssystem stehen vor dem Hinter-
grund der neuen Legislaturperiode im  
Mittelpunkt der sozialpolitischen Debatten. 
Denn die Veränderungen und Verwerfungen 
auf dem Arbeitsmarkt führen dazu, dass im-
mer mehr Arbeitnehmer mit prekären Er-
werbsbiografien in den Altersübergang und 
Rentenbezug kommen und entsprechend 
nur geringe Rentenanwartschaften bzw.  
Entgeltpunkte aufweisen. Zugleich wird  
infolge der gedämpften Rentenanpassung 
(Riester- und Nachhaltigkeitsfaktor) das  
Rentenniveau sinken, mit der Folge, dass  
die weniger werdenden Entgeltpunkte  
auch noch an Wert verlieren. Um dieser 
„Zangenbewegung“ entgegen zu wirken, 
werden mehr oder weniger weitreichende 
Rentenreformschritte diskutiert. Die Stich-
worte lauten „solidarische Mindestrente“,  
„Garantierente“, „Solidarrente“, „Lebens-
leistungsrente“. Bei allen, durchaus gravie-
renden Unterschieden in den Ausgestal-
tungsdetails dieser Modelle, ein Charakte
ristikum ist verbindend: Die Rede ist immer  
nur von Altersrenten, also von Renten, die 
mit dem Erreichen der jeweiligen Altersgren-
zen bezogen werden können. Vergessen oder 
ausgeklammert wird aber, dass die Renten-
versicherung nicht nur Altersrenten, sondern 
auch Erwerbsminderungsrenten gewährt. 
Zwar ist die häufigste Form des Bezugs einer 
Rente die Altersrente. Aber die Rente wegen 
Erwerbsminderung ist keineswegs unbedeu-
tend. So haben im Jahr 2012 gut 179.000 
Personen erstmalig eine Erwerbsminde-
rungsrente erhalten, das entspricht 21,6 Pro-
zent aller Zugänge an Versichertenrenten in 
diesem Jahr (DRV 2013a). 

Diese Ausklammerung der Erwerbsminde-
rungsrenten aus den sozial- und rentenpoliti-
schen Reformdebatten ist aber nicht nur we-
gen ihrer Größenordnung unverständlich. 
Denn die empirischen Befunde zeigen, dass 
sich das Risiko niedriger Rentenzahlbeträge 
vor allem auf die Bezieherinnen und Bezieher 
einer Erwerbsminderungsrente konzentriert. 
Wenn also ein Ansteigen von Armut im Alter 
befürchtet und Reformbedarfe als unum-
gänglich angesehen werden, dann darf das 
Thema Erwerbsminderungsrenten nicht un-
berücksichtigt bleiben. 

Kontinuierlicher Rückgang der Renten-
höhe – Analyse der Ursachen

Die Befunde zeigen, dass in der Zeitspanne 
zwischen 2000 und 2011 die durchschnitt
lichen Zahlbeträge (Nettorenten vor Steuern) 
der neu zugehenden Erwerbsminderungs-
renten kontinuierlich abgesunken sind.  
Lediglich im Rentenzugang des Jahres 2012 
zeigt sich ein schwacher Anstieg. Aus  
Abbildung 1 lässt sich erkennen, dass die 
Zahlbeträge sowohl bei den Männern als 
auch bei den Frauen, und sowohl in den alten 
als auch in den neuen Bundesländern, rück-
läufig sind. Besonders ausgeprägt ist der 
Rückgang bei den Männern in den alten Bun-
desländern: von durchschnittlich 780 Euro im 
Jahr 2000 auf durchschnittlich 647 Euro im 
Jahr 2012. Welche Faktoren sind für diesen 
Trend verantwortlich?

Entwicklung von Rentenniveau und  
aktuellem Rentenwert 

Bei der Suche nach den Ursachen für die  
Abwärtsbewegung muss in einem ersten 
Schritt die Entwicklung des aktuellen Ren-
tenwerts betrachtet werden, da nach der 
Rentenformel die Höhe der Erwerbsminde-

Erwerbsminderungsrenten: Wiederkehr  
eines (fast vergessenen) sozialen Problems 

Gerhard Bäcker

Aus der Altersforschung

Aus der Altersforschung
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rungsrenten (analog zur Berechnung der  
Altersrenten) durch die Multiplikation der 
Entgeltpunkte mit dem aktuellen Rentenwert 
ermittelt wird. In den Jahren seit 2000 ist der 
aktuelle Rentenwert nur sehr langsam ange-
stiegen und in den Jahren 2004, 2005, 2006 
und 2010 aufgrund von sog. „Nullanpassun-
gen“ sogar unverändert geblieben. Diese 
Entwicklung „drückt“ auf die Höhe  
der Alters- wie der Erwerbsminderungsren-
ten und ist eine Folge sowohl der schwachen 
Lohnentwicklung in den zurückliegenden 
Jahren, als auch der Veränderungen im Ren-
tenanpassungsverfahren in Form des Ries-
ter- und Nachhaltigkeitsfaktors. Das Renten-
niveau, also das Verhältnis der Einkommens-
position der Rentenempfänger gegenüber 
der Einkommensposition der erwerbstätigen 
Versicherten, ist gesunken und wird weiter 
sinken. Allerdings: Trotz des Rückgangs des 
Rentenniveaus ist der aktuelle Rentenwert 
(der allerdings nicht mehr die Lohnentwick-
lung widerspiegelt) noch gestiegen – zwi-
schen 2000 und 2012 in den alten Bundes-
ländern um etwa 13,0 Prozent. Dabei handelt 
es sich um Bruttobeträge, die durch die stei-
genden Beiträge zur Krankenversicherung 
der Rentner (KVdR) und zur Pflegeversiche-
rung der Rentner (PVdR) noch gemindert 
worden sind. 

Dieser Anstieg des aktuellen Rentenwerts 
muss bei dem Vergleich der durchschnitt
lichen Rentenhöhen im Zugang berücksich-
tigt werden, da der aktuelle Rentenwert,  
der für das Jahr 2012 gilt, in die Berechnung 
einer jeden Rente einfließt und damit auch 
die vormaligen Zugangsrenten erfasst (vgl. 
auch Steffen 2013). Das heißt an einem  
Beispiel konkretisiert: Der Wert der EM-Zu-
gangsrenten aus dem Jahr 2000 liegt im Jahr 
2012 um etwa 13 Prozent höher. Berechnet 
man also die Zugangsrenten seit 2000 mit 
dem aktuellen Rentenwert von 2012, um von 
einer gleichen Referenzgröße auszugehen, 
dann fällt die Abwärtsbewegung noch weit 
stärker aus (Abbildung 2). Bei den Männern 
(West bzw. Ost) sinkt der Zahlbetrag um 26,1 
Prozent bzw. 18,8 Prozent und bei den Frau-
en um 15,4 Prozent bzw. 26,5 Prozent.

Abschläge und ihre Folgen

Bei einer Inanspruchnahme einer EM-Rente 
zwei Jahre vor der Regelaltersgrenze wird 
die Rente, errechnet durch die Multiplikation 
der Summe der persönlichen Entgeltpunkte 
mit dem aktuellen Rentenwert, durch Ab-
schläge bis zu einer maximalen Höhe von 10,8 
Prozent vermindert. Die Abschläge be- 
tragen (wie bei vorzeitiger Inanspruchnahme 

Abbildung 1: Durchschnittliche Zahlbeträge von Erwerbsminderungsrenten 2000 bis 2012, 
Männer und Frauen, alte und neue Bundesländer (Angaben in Euro)
Quelle: DRV 2013b, verschiedene Jahrgänge
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von Altersrenten) 0,3 Prozent pro Monat der 
Inanspruchnahme, sind aber auf drei Jahre 
begrenzt. Zwar ist zu berücksichtigen, dass 
zeitgleich zur Einführung der Abschläge auch 
die Zurechnungszeiten1 verlängert worden 
sind. Die rentenkürzenden Wirkungen der 
Abschläge werden dadurch aber nur teilwei-
se ausgeglichen. Die Bundesregierung bezif-
fert den um die Zurechnungszeiten vermin-
derten Verlust durch die Abschläge auf 3,3 
Prozent bei einem Rentenfall bis zum Le-
bensalter 56 Jahre und 8 Monate (Deutscher 
Bundestag 2000, S. 24). Der Verlust gegen-
über dem alten Recht wird umso höher, je  
älter die Betroffenen sind. Bei einem erstma-
ligen Bezug einer Erwerbsminderungsrente 
mit 60 Jahren, also in einem Alter, ab dem 
auch eine vorgezogene Altersrente wegen 
Schwerbehinderung bezogen werden kann 
und ein Ausweichverhalten möglich wird, 
wirken sich dann allein die Abschläge aus.

Schon wenige Jahre nach Einführung  
dieser Regelung haben die Abschläge eine 
nachhaltige Wirkung entfaltet: Ab 2004  
und seitdem unverändert liegt die Betroffen-
heit bei über 90 Prozent, die Zahl der durch-
schnittlichen Abschlagsmonate beträgt etwa 
35 Monate und die Höhe des durchschnittli-
chen Abschlagsbetrags etwa 78 Euro (DRV 
2012). Da damit die Maximalwerte nahezu 

erreicht sind, spielen die Abschläge für die 
Fortsetzung des Abwärtstrends bei den  
EM-Renten nach 2004 keine Rolle mehr.

Rückläufige Entgeltpunkte als Folge  
von Langzeitarbeitslosigkeit und pre
kären Beschäftigungsverhältnissen

Nach der Rentenformel widerspiegeln die 
Entgeltpunkte die relative Einkommens
position, die die Versicherten im Verlauf  
ihrer Versicherungsbiografien im Verhältnis 
zum Durchschnittsbruttoeinkommen aller 
Versicherten erreicht haben. Aus Abbildung 3 
lässt sich erkennen, dass bei den Zugängen 
in Erwerbsminderungsrenten, bei Männern 
und Frauen in den alten und neuen  
Bundesländern, die durchschnittlichen Ent-
geltpunkte je Versicherungsjahr seit 2010 
kontinuierlich gesunken sind. Bis zum Jahr 
2011 errechnen sich bei den Männern Verlus-
te von 19 Prozent (West) bzw. 18,3 Prozent 
(Ost). Bei den Frauen fällt dieser Trend 
schwächer als bei den Männern aus, da  
hier vor allem die Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten zu einer Entlastung führt  
(vgl. Abbildung 3). 
Die rückläufige Entwicklung der Entgeltpunkte 
lässt sich durch die Veränderungen der  
Arbeitsverhältnisse und der Erwerbsbiogra

Endnoten: 

1	 Um die Versicherungs-
dauer zu verlängern,  
werden die Jahre vor dem 
vollendeten 60. Lebens-
jahr als Zurechnungs
zeiten berücksichtigt. Die 
Rentenberechnung er-
folgt so, als hätte der Ver-
sicherte bis zum 60. Le-
bensjahr weiter verdient 
und Beiträge bezahlt.

Abbildung 2: Durchschnittliche Zahlbeträge der seit 2000 neu zugegangenen und  
angepassten Erwerbsminderungsrenten im Jahr 2012, Männer und Frauen, alte und neue 
Bundesländer (Angaben in Euro)
Quelle: Eigene Berechnungen nach DRV 2013b
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fien erklären, die den Arbeitsmarkt seit Jah-
ren prägen: Die Stichworte lauten: Niedrig-
löhne, unstete Beschäftigung, Zeiten von 
Mehrfach- und Langzeitarbeitslosigkeit. Die 
Erwerbsminderungsrentner sind von diesen 
Verwerfungen im besonderen Maße betrof-
fen, da sie überproportional häufig ein nur 
niedriges Qualifikationsniveau aufweisen und 
(damit im engen Zusammenhang) Tätigkeiten 
mit hohen körperlichen und / oder psychi-
schen Belastungen ausüben. Zugleich ist be-
kannt, dass sich die Arbeitsmarktrisiken auf 
diese Beschäftigtengruppen konzentrieren. 

So lässt sich feststellen, dass der Anteil  
der Versicherten, die im Jahr vor dem  
Leistungsfall arbeitslos waren bzw. Leis
tungen nach dem SGB III und SGB II erhiel-
ten, seit Jahren steigt. 2011 waren 38,2 
Prozent der Erwerbsminderungsrentner  
zuvor arbeitslos, darunter zu 29,8 Prozent 
mit Bezug von Arbeitslosengeld II 2. Bezieht  
man sich allein auf die Vollrenten, so kom-
men hier sogar 32,4 Prozent aus dem SGB 
II-Leistungsbezug und 8,3 Prozent aus  
dem SGB III-Leistungsbezug. Demgegen-
über sinkt der Anteil jener, die aus einer  
versicherungspflichtigen Beschäftigung  
heraus eine Erwerbsminderungsrente erhal-
ten. 2011 standen in dem Jahr vor dem  
Leistungsfall nur noch 42,7 Prozent in einem 

versicherungspflichtigen Beschäftigungs
verhältnis gegenüber 54,5 Prozent im Jahr 
2000. Im Jahr 2012 scheint sich das Bild zu 
ändern, da der Anteil derer deutlich sinkt,  
die zuvor Leistungen nach dem SGB II erhal-
ten haben. Dieser Rückgang ist allerdings  
allein auf die Veränderung der Rechtslage  
zurück zu führen: Zeiten des Bezugs von  
Arbeitslosengeld II sind ab 2011 keine Bei-
tragszeiten mehr, sondern nur noch Anrech-
nungszeiten. Entsprechend ist 2012 der  
Anteil der sog. Anrechnungszeitversicherten 
am Rentenzugang auf 9,5 Prozent gestiegen 
(DRV 2013b).

Arbeitslosigkeit, und hier insbesondere 
Langzeitarbeitslosigkeit, stellt damit ein  
zentrales Eintrittstor in die Erwerbsminde-
rung dar. Die Zusammenhänge lassen  
sich in zweifacher Hinsicht erklären: Arbeit-
nehmer mit gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen haben ein besonders hohes Risiko, 
arbeitslos zu werden und zu bleiben. Zu-
gleich führt ein mehrjähriger Verbleib in der 
Arbeitslosigkeit zu einer Gefährdung der  
physischen und vor allem psychischen Ge-
sundheit, bzw. verstärkt schon vorhandene 
Einschränkungen (Mika 2013). 

Insofern kann es nicht verwundern, dass  
vor allem die Rentenhöhe nach dem Bezug 

2	 Ab 2005, mit der Ein-
führung des SGB II, wa-
ren Zeiten des Bezugs 
von Arbeitslosengeld II 
Beitragszeiten, die zur  
Erfüllung der Wartezeiten 
genutzt werden konnten. 
Nach langjähriger Arbeits-
losigkeit war es deshalb 
möglich, einen Anspruch 
auf den Bezug einer Er-
werbsminderungsrente 
aufzubauen. Während 
dies für die Bezieher der 
vormaligen Arbeitslosen-
hilfe nach dem SGB III 
auch schon zuvor galt, 
stand diese Möglichkeit 
den vormaligen Empfän-
gern von Sozialhilfe bis 
dato nicht offen. Es ist  
unbekannt, in welchem 
Ausmaß dadurch zusätz
liche Ansprüche und  
auch Anträge auf Er-
werbsminderungsrenten 
generiert worden sind. Da 
seit 2011 für Empfänger 
von ALG II keine Renten-
versicherungsbeiträge 
mehr gezahlt werden, ist 
diese Möglichkeit entfal-
len. Seitdem gelten Zei-
ten im ALG II-Bezug als 
Anrechnungszeiten.

Abbildung 3: Durchschnittliche Entgeltpunkte je Versicherungsjahr im Zugang von 
Erwerbsminderungsrenten 2000 bis 2011
Quelle: DRV 2012
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von Arbeitslosengeld II stark abfällt. Die  
bereits vermutete Sozialstruktur der (Lang-
zeit)Arbeitslosen bestätigt sich hier: Dieser 
Personenkreis, der 2011 fast ein Drittel der 
Zugänge an Erwerbsminderungsrenten  
ausmacht (30 Prozent der Erwerbsminde-
rungsrenten insgesamt und 32,4 Prozent  
der Vollrenten) verfügt als Ergebnis eines 
häufig prekären Erwerbsverlaufs bei Renten-
beginn nur über wenige Entgeltpunkte und 
muss mit einer äußerst niedrigen Rente 
rechnen. Verschärfend kommt hinzu, dass 
bis Ende 2010 für Zeiten der Arbeitslosigkeit 
im Rechtskreis des SGB II Beiträge nur 
auf der Grundlage einer Bemessungsgrund-
lage von zuletzt 205 Euro geleistet wurden. 
Dem entsprach nach einem Jahr Arbeitslo-
sigkeit ein Rentenanspruch von brutto 2,19 
Euro im Monat. Der Abwärtstrend würde 
noch deutlicher ausfallen, wenn man – wie in 
Abbildung 2 – bei den durchschnittlichen 
Zahlbeträgen der Zugangsjahre den aktuellen 
Rentenwert des Jahres 2012 zu Grunde  
legen würde. 

Erwerbsminderungsrenten = Armuts
renten?!

Niedrige Erwerbsminderungsrenten gehen 
nicht automatisch mit Armut einher. In der  
Armutsforschung ist unstrittig, dass zur  
Bestimmung von Einkommensarmut das  
verfügbare und nach Bedarf gewichtete Pro-
Kopf-Haushaltseinkommen als Maßstab 
dient. Um zu überprüfen, ob niedrige Renten 
tatsächlich ein niedriges Einkommens- 
niveau im Alter signalisieren, müssen dem-
nach die in einem Haushalt womöglich anfal-
lenden weiteren Einkommensarten, wie Be-
triebsrenten, private Leibrenten, Wohngeld,  
Kapitaleinkünfte und auch Hinterblieben
enrenten, addiert werden. 

Ob ein niedriges Haushaltseinkommen im  
Alter das Kriterium „Armut“ erfüllt, hängt 
entscheidend von der Festlegung der Ar-
mutsschwelle ab. Verwendet man das  
politisch-institutionell festgelegte Bedarfsni-
veau der Grundsicherung im Alter und bei  
Erwerbsminderung (SGB XII) als Maßstab,  
so zeigt sich, dass sich nahezu die Hälfte  
der Leistungsempfänger (48,3 Prozent Ende 
2011) aus dauerhaft Erwerbsgeminderten 

zusammensetzt, also aus Hilfebedürftigen, 
die zwischen 18 und 65 Jahren alt sind.  
Seit 2003 hat sich die Empfängerzahl von 
Leistungen der Grundsicherung insgesamt 
nahezu verdoppelt (von 439 Tsd. auf 844 
Tsd.). Zugleich ist der Anteil der Erwerbsge-
minderten kontinuierlich gestiegen (Statisti-
sches Bundesamt 2013).

Bezogen auf alle (inländischen) Erwerbs
minderungsrentner im Alter bis zu 65 Jahren 
berechnet sich der Anteil derer, die Grund
sicherungsleistungen in Anspruch nehmen 
müssen, auf 8,8 Prozent (10,6 Prozent bei 
den Männern und 8,4 Prozent bei den Frau-
en). Davon haben allerdings nur 27 Prozent 
überhaupt einen Rentenanspruch, die ande-
ren waren entweder nie sozialversicherungs-
pflichtig erwerbstätig (z.B. Schwerstbehin-
derte) oder erfüllen nicht die versicherungs-
rechtlichen Voraussetzungen für einen Ren-
tenbezug. Zum Vergleich: Von den 
Altersrentnern sind es etwa 1,9 Prozent, die 
eine aufstockende Grundsicherung bezie-
hen.

Die Befunde aus der Grundsicherungsstatis-
tik unterschätzen dabei noch die Betroffen-
heit. Denn die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung begrenzt sich auf 
dauerhaft voll Erwerbsgeminderte. Zeitrent-
ner sowie „nur“ teilweise Erwerbsgeminder-
te haben keinen Anspruch. Teilweise Er-
werbsgeminderte werden auf das SGB II  
verwiesen, Zeitrentner (Vollrentner) auf  
die Sozialhilfe. Beide Gruppen tauchen des-
halb in den genannten Zahlen nicht auf. 

Unter den Leistungsempfängern im SGB  
II befinden sich aber nicht nur bedürftige  
Teilerwerbsgeminderte, sondern auch viele 
Langzeitarbeitslose, die wegen erheblicher 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen zwar 
keine realistischen Chancen auf einen beruf-
lichen Wiedereinstieg haben, wegen der 
weiten Definition von „Erwerbsfähigkeit“ 
oder wegen Nichterfüllung der Warte- und 
Pflichtbeitragszeit jedoch keine Erwerbsmin-
derungsrente erhalten. Die Empfänger von 
Arbeitslosengeld II können auch keine Leis-
tungsansprüche auf Erwerbsminderungsren-
ten mehr erwerben bzw. aufbauen, da es 
sich nicht mehr um Beitragszeiten handelt.
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Ein Blick in die Zukunft

Seit etwa 2004 / 2005 nimmt die Bedeutung 
der Erwerbsminderungsrenten am gesamten 
Rentenzugang zu.3 Und es spricht viel dafür, 
dass sich dieser Trend fortsetzen wird. Denn 
die seit Anfang 2012 in Kraft getretene stu-
fenweise Heraufsetzung der Regelalters-
grenze auf 67 Jahre und die schon seit länge-
rer Zeit wirksamen Schritte der Heraufset-
zung der vorgezogenen Altersgrenzen bis hin 
zur Abschaffung der vorgezogenen Alters-
rente für Frauen und wegen Arbeitslosigkeit 
und nach Altersteilzeit (ab 2012, jeweils für 
Geburtsjahrgänge ab 1952) führen dazu, 
dass sich die Möglichkeiten eines frühzeiti-
gen Altersübergangs durch Bezug einer  
Altersrente – auch um den Preis von Ab-
schlägen – zunehmend beschränken. In der 
Folge rücken vermehrt Versicherte, die 60 
Jahre und älter sind, in den Kreis potenzieller 
Erwerbsminderungsrentner. Da im höheren 
Alter zugleich das Risiko eines Verlustes  
der Erwerbsfähigkeit aufgrund schwerer Er-
krankungen steigt, spricht viel für die Erwar-
tung, dass Erwerbsminderungsrenten in den 
nächsten Jahren vermehrt beantragt und 
(zum Teil) auch bewilligt werden. Die Ein-
schränkung des Bezugs vorzeitiger Alters-
renten müsste sich in einer wachsenden  
Bedeutung der Altersgruppe der 60-Jährigen 
und älteren beim Zugangsgeschehen äu-
ßern. Tatsächlich zeigen die Daten der Ren-
tenzugangsstatistik, dass die Altersgruppe 
60 bis unter 65 Jahren beim Bezug einer  
Erwerbsminderungsrente an Gewicht ge-
winnt, allerdings ist der Anstieg noch 
schwach: Bei den Männern von 8,2 Prozent 
im Jahr 2007 auf 13,1 Prozent im Jahr 2012, 
bei den Frauen von 4,7 Prozent auf 7,5  
Prozent (DRV 2012b).

Zugleich spricht wenig dafür, dass sich die 
Einkommenslage der Betroffenen grundle-
gend verbessern wird. Im Zuge der Anhe-
bung der Regelaltersgrenze vergrößert sich 
vielmehr die Spanne zwischen dem Ende  
der Zurechnungszeit (60 Jahre) und der Re-
gelaltersgrenze (67 Jahre im letzten Anhe-
bungsschritt) auf 7 Jahre. Im Vergleich zu 
den Altersrenten (bei einem Renteneintritt 
ohne Abschläge) fallen dadurch die Erwerbs-
minderungsrenten zunehmend niedriger  
aus. Und die Absenkung des Rentenniveaus 

wird vor allem die Erwerbsminderungsrent-
ner treffen. Denn es hat sich gezeigt, dass 
die Philosophie des Paradigmenwechsels  
in der Alterssicherung, nämlich die Rück
führung des Leistungsniveaus der Renten-
versicherung bei einem gleichzeitigen, durch 
Zulagen und Steuererleichterungen geför-
derten, Aufbau der privaten und betriebli-
chen Altersvorsorge, bei den Erwerbsminde-
rungsrenten nicht greift (Köhler-Rama u.a. 
2010). Denn es ist vor allem für Risikogrup-
pen (gering Qualifizierte, Langzeit- und Mehr-
facharbeitslose, schlechter Gesundheitszu-
stand und Vorerkrankungen) (vgl. Promber-
ger u.a. 2012), die zugleich ein hohes Risiko 
des Eintritts einer Erwerbsminderung haben, 
nur begrenzt möglich, sich adäquat privat 
oder betrieblich gegen dieses Risiko abzusi-
chern. Die privaten Versicherer bieten ent-
sprechende Produkte selten an - und wenn, 
dann zu kaum bezahlbaren Tarifen. Vor allem 
bei einem Eintritt der Erwerbsminderung in 
jüngeren Jahren bestehen keine Möglichkei-
ten, ausreichend lange privat oder betrieblich 
vorzusorgen. 

Reformbedarfe

Über den dringenden Reformbedarf bei  
den Erwerbsminderungsrenten gibt es bei 
den Experten keinen Dissens (vgl. u.a. Nürn-
berger 2009; Rische u. Kreikebohm 2012; 
Welti u. Groskreutz 2013). Angesichts der 
zentralen Bedeutung, die das Rentenniveau 
für die Armutsfestigkeit der Renten allge-
mein und der Erwerbsminderungsrenten im 
Besonderen hat (vgl. Bäcker 2013), sollte  
dabei der Suche nach Wegen, das Rentenni-
veau zumindest auf dem aktuellen Stand zu 
stabilisieren, eine vorrangige Bedeutung zu- 
kommen. Ohne eine Veränderung der Ren-
tenanpassungsformel ist dies nicht möglich. 

Aber auch die Berechtigung von Abschlägen 
ist kritisch zu hinterfragen. Denn Abschläge 
beziehen sich in ihrer Logik auf Altersrenten 
und sind so bemessen, dass die mit einem 
vorgezogenen Beginn einer Altersrente ein-
hergehende Verlängerung der Rentenbe-
zugsdauer nicht zu einer finanziellen Mehr-
belastung der Rentenversicherung führt. Zu-
gleich sollen sie das Rentenzugangsverhal-
ten steuern, indem sie spürbar werden 

3	 Hier werden die Anteile 
an allen Rentenneuzu
gängen betrachtet. De-
mografische Einflüsse in 
Form von unterschiedli-
chen Besetzungsstärken 
der Jahrgänge bleiben  
dabei unberücksichtigt. 
Ausschalten lässt sich 
dies durch den Vergleich 
von Kohorten (Bäcker 
2012) oder durch den Be-
zug auf aktiv Versicherte 
(Kaldybajewa u. Kruse 
2012). 
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lassen, dass es „teuer“ ist, frühzeitig eine 
Rente zu beziehen. Geht man von einem  
korrekten medizinischen Beurteilungsver
fahren aus, dann können aber Erwerbsge-
minderte ihren Gesundheitszustand nicht  
so weitgehend beeinflussen, dass sie wieder 
in der Lage sind, eine Arbeit aufzunehmen. 
Der Verlust der Erwerbsfähigkeit und Zeit-
punkt des Renteneintritts sind nicht freiwillig 
gewählt und mit der Inanspruchnahme einer 
vorgezogenen Altersrente nicht vergleichbar. 
Auch das Argument der Finanzneutralität bei 
einer verlängerten Rentenlaufzeit kann bei 
Erwerbsminderungsrenten nicht greifen,  
da die Erwerbsminderung nicht an eine Al-
tersgrenze gebunden ist, sondern schon früh 
im Leben eintreten kann und – bei einer un-
terstellt gleichen durchschnittlichen Lebens-
erwartung wie von Altersrentnern – sehr viel 
länger gezahlt wird. Eine Begrenzung der  
Abschläge ist deshalb zwingend geboten. 

Es kommt aber auch darauf an, gerade im 
Bereich besonders niedriger Erwerbsminde-
rungsrenten für einen Ausgleich zu sorgen 
und die hier niedrigen Entgeltpunkte anzuhe-
ben. Der Ansatz bei der Rentenberechnung, 
zukünftig eine Günstigerprüfung vorzuneh-
men und die letzten vier Jahre vor dem  
Eintritt der Erwerbsminderung nicht zu be-
rücksichtigen, wenn sich dies nachteilig auf 
die Bewertung der Zurechnungszeiten aus-
wirkt, ist ein Schritt in diese Richtung. Des-
sen Wirksamkeit hängt aber davon ab, in 
welcher Stärke sich die letzten vier Jahre  
negativ auswirken. Dies wäre empirisch zu 
überprüfen (zu ersten Ergebnissen vgl.
Gasche u. Härtl 2013). Schließlich stellt sich 
gerade für Erwerbsminderungsrentner die 
Frage, wie Zeiten der Arbeitslosigkeit im 
SGB II besser bewertet werden können. 
Autoreninfo und Kontakt:
Prof. Dr. em. Gerhard Bäcker ist Senior Pro-
fessor am Institut Arbeit und Qualifikation 
(IAQ) der Universität Duisburg-Essen.  

Kontakt: gerhard.baecker @ uni-due.de
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Die rückläufige Entwicklung der Renten  
wegen Erwerbsminderung (vgl. G. Bäcker  
in diesem Heft) steht in engem Zusammen-
hang mit der Reform des Erwerbsminde-
rungsrechts ab 2001 (Bundesministerium 
der Justiz 2000). Angesichts der damit ein-
hergehenden Veränderungen, die letztlich 
auch zu einer deutlichen Absenkung des 
Rentenniveaus führten (Kaldybajewa u.  
Kruse 2012; Bäcker 2012), stellt sich die  
Frage, wie es in Deutschland gegenwärtig 
um die Absicherung des Lebensstandards 
bei Erwerbsminderung bestellt ist. Um diese 
Frage zu klären, müssen neben den Erwerbs-
minderungsrenten auch alle übrigen Ein
künfte der erwerbsgeminderten Personen 
und ihrer Haushaltsmitglieder analysiert 
werden, da die Absicherung nicht nur auf  
der Personenebene, sondern im Haushalts-
kontext erfolgt. 
 
Empirisches Material zur Klärung der ge-
nannten Frage liefert ein Forschungsprojekt 
zur „Sozioökonomischen Situation von  
Personen mit Erwerbsminderung“ (Märtin 
u.a. 2012), das die Rentenversicherung 
durchführte1. Ergebnisse aus diesem Projekt 
werden im Folgenden vorgestellt. Im Zent-
rum stehen folgende Teilfragen: Aus wel-
chen Quellen speisen sich die Einkünfte  
der Erwerbsminderungsrentner / -innen und 
ihrer Haushalte? Wie hoch sind diese Ein-
künfte, auch im Vergleich zu Einkünften  
der Bevölkerung? Bestehen Hinweise dar-
auf, dass Erwerbsgeminderte in besonderem 
Maße von Armut bedroht oder betroffen 
sind? Ist die soziale Teilhabe des Personen-
kreises im Hinblick auf gesellschaftlich als 
selbstverständlich geltende Dinge und Akti-
vitäten eingeschränkt? 

Daten aus einem Forschungsprojekt der 
Rentenversicherung

Die nachfolgenden Analysen basieren auf 
Daten des Forschungsprojekts „Sozioökono-
mische Situation von Personen mit Erwerbs-
minderung“. In diesem Projekt wurden  
Routinedaten der Rentenversicherung mit 
Daten aus einer Befragung verknüpft. 
Befragt wurden Erwerbsminderungsrentner
/-innen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, die im Jahr 2008 berentet wurden,  
zum Zeitpunkt der Befragung in 2011 noch 
im Rentenbezug standen und in Deutschland 
lebten. Es wurden Personen mit teilweiser 
und voller Erwerbsminderung einbezogen.2 
Die Erhebung erfolgte postalisch und frage-
bogengestützt. Von den kontaktierten Versi-
cherten nahmen 45 Prozent an der Befra-
gung teil. Es liegen Daten für 4.276 Perso-
nen vor. Der Rücklauf ist für die Zielpopula
tion der Erwerbsminderungsrentner / -innen 
repräsentativ (Märtin u.a. 2012). 

Durchschnittlich 51 Jahre alt mit  
unterdurchschnittlicher Bildung

Bevor die Fragen zur materiellen und so
zialen Lage geklärt werden, soll ein kurzer  
Blick auf zentrale Merkmale der Erwerbs
minderungsrentner / -innen gerichtet wer- 
den. Die Personengruppe besteht zu 49 Pro-
zent aus Frauen und zu 51 Prozent aus Män-
nern. Ihr Durchschnittsalter lag bei Renten-
zugang bei 51 Jahren, mehr als die Hälfte  
gehörte der Altersgruppe „50 bis 59 Jahre“ 
an. 93 Prozent der Befragten sind deutsche 
Staatsbürger / -innen. Allerdings weisen 23 
Prozent einen Migrationshintergrund in  
dem Sinne auf, dass sie oder ihre Eltern im 
Ausland geboren und / oder keine deutschen 
Staatsbürger sind. 
Der Bildungsstand der Erwerbsminderungs-
rentner / -innen ist eher unterdurchschnitt-

Die gegenwärtige sozioökonomische Situation von Erwerbs­
minderungsrentnern und -rentnerinnen und ihren Haushalten

Stefanie Märtin und Pia Zollmann 

Endnoten: 

1	 Die Studie wurde vom 
Forschungsnetzwerk Al-
terssicherung gefördert.
2	 Bei teilweiser Erwerb-
sminderung liegt ein Leis-
tungsvermögen von 3 bis 
unter 6 Stunden, bei vol-
ler Erwerbsminderung 
von unter 3 Stunden am 
allgemeinen Arbeitsmarkt 
vor. Besteht bei teilweiser 
Erwerbsminderung am 
Arbeitsmarkt keine Aus
sicht auf einen Teilzeit
arbeitsplatz, wird eine vol-
le Rente wegen des ver-
schlossenen Arbeit-
smarkts gewährt.
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lich. Ein Zehntel hat keinen allgemein  
bildenden Schulabschluss erworben. 22  
Prozent haben keine berufliche Ausbildung 
absolviert. Liegt eine Berufsausbildung  
vor, handelt es sich meist – bei 78 Prozent 
der Personen mit einem Berufsabschluss – 
um eine abgeschlossene Lehre. Nur 8 Pro-
zent der Absolventen können einen akademi-
schen Abschluss (Fachhochschule, Hoch-
schule/Universität oder Berufsakademie) 
vorweisen.3 
Was die Haushalte betrifft, lebt knapp ein 
Drittel (31 Prozent) der Befragten allein. 69 
Prozent wohnen und wirtschaften mit ande-
ren Personen zusammen; meist handelt es 
sich nur um eine weitere Person. In jedem 
zehnten Haushalt der Erwerbsminderungs
rentner / -innen gibt es noch Kinder unter 14 
Jahren. 73 Prozent der Haushalte befinden 
sich in den alten Bundesländern, 27 Prozent 
in den neuen Ländern oder Berlin.

Erwerbsminderungsrente ist eine  
zentrale Einkommensquelle 

Um die materielle Lage bei Erwerbsmin
derung beurteilen zu können, müssen so-
wohl die individuellen Einkünfte der Be
troffenen als auch Einkünfte des Haushalts  
betrachtet werden. 
Die individuellen Einkünfte der Erwerbsmin-
derungsrentner / -innen setzen sich vor allem 
aus Renten, Pensionen und Erwerbseinkom-
men zusammen. Fast alle Befragten bezie-
hen eine Erwerbsminderungsrente der ge-
setzlichen Rentenversicherung; nur bei 
einem geringen Anteil (2 Prozent) wird auf-
grund eines zu hohen Hinzuverdienstes kei-
ne Erwerbsminderungsrente ausgezahlt  
(ruhende Rente). Im Median4 beträgt die Er-
werbsminderungsrente 651 Euro im Monat. 
Das entspricht im Schnitt 87 Prozent des in-
dividuellen Einkommens, womit die Er
werbsminderungsrente die zentrale Einkom-
mensquelle der Erwerbsminderungsrent-
ner / -innen darstellt. Zusätzlich zur Erwerbs-
minderungsrente beziehen 18 Prozent eine 
betriebliche Rente (Betriebsrente, Zusatzver-
sorgung des öffentlichen Dienstes). Eine  
private Berufsunfähigkeitsrente erhalten nur 
4 Prozent der Befragten. Leistungen aus der 
so genannten zweiten und dritten Säule 
kommen demzufolge nur einem begrenzten 

Teil der Erwerbsminderungsrentner / -innen 
zugute. 
Daneben erzielen 13 Prozent Einkünfte aus 
einer Erwerbstätigkeit, die trotz der Erwerbs-
minderung ausgeübt wird. Andere Einkom-
mensquellen, wie Hinterbliebenenrenten, 
Unterhaltsleistungen eines Expartners oder 
Pflegegeld, sind jeweils nur für einen sehr 
geringen Teil der Befragten relevant. Insge-
samt summieren sich die Einkünfte der 
Erwerbsminderungsrentner/-innen im Me
dian auf 745 Euro, 721 Euro bei den Erwerbs-
minderungsrentnerinnen und 770 Euro bei 
den Erwerbsminderungsrentnern. 

Einkünfte werden häufig durch  
staatliche Transferleistungen ergänzt

Zusätzlich zu diesen Einkünften gibt es in 
Haushalten von Erwerbsminderungsrent-
ner / -inne / -n häufig Einkünfte anderer  
Haushaltsmitglieder. Dies ist bei 60 Prozent 
der Befragten der Fall. 40 Prozent können 
nicht auf entsprechende Einkünfte zurück-
greifen, was bei 30 Prozent der Erwerbs
minderungsrentner / -innen darauf zurück
zuführen ist, dass sie alleine leben. Weitere 
haushaltsbezogene Einkünfte spielen jeweils 
nur bei einem Teil der Befragten eine Rolle: 
Einkünfte aus Vermietungen oder Verpach-
tungen sowie Erträge aus Kapitalvermögen 
erhalten nur je 6 Prozent der Haushalte. Bei 
20 Prozent gibt es Kinder, für die Kindergeld 
oder ein Kinderzuschlag gezahlt wird. Über-
dies beziehen 26 Prozent der Haushalte von 
Erwerbsminderungsrentner(inne)n staatliche 
Transferzahlungen im Sinne von Wohngeld, 
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, einer Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung oder Sozialhilfe.

Bedarfsgewichtete Haushaltseinkünfte 
im Median unter 1.000 Euro

Im Median ergeben die genannten Einkünfte 
monatliche Haushaltsnettoeinkünfte von 
rund 1.406 Euro. Um diese Einkünfte zwi-
schen Haushalten unterschiedlicher Größe 
sinnvoll vergleichen zu können, müssen  
sie bedarfsgewichtet werden. Das geschieht 
mit Hilfe der international gebräuchlichen 
neuen Äquivalenzskala der OECD, die jedem 

3	 Gemessen an allen Be-
fragten haben 61 Prozent 
eine abgeschlossene Leh-
re und 6 Prozent einen 
akademischen Abschluss 
(Fachhochschule, Hoch-
schule/Universität, Be-
rufsakademie).
4	 Anstelle von Mittelwer-
ten werden hier Median-
werte betrachtet, da 
diese nicht durch Aus-
reißer verzerrt werden.
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Haushalt ein Bedarfsgewicht zuweist, das 
sich nach der Zahl und dem Alter der Haus-
haltsmitglieder berechnet und haushalts
spezifische Synergieeffekte berücksichtigt.5 
Das bedarfsgewichtete Haushaltsnetto
einkommen (auch Nettoäquivalenzeinkom-
men) liegt im Median bei 942 Euro. Es bleibt 
deutlich hinter dem Medianwert in der Be-
völkerung zurück, der Auswertungen des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zufolge 
2011 bei 1.400 Euro lag.
In der Abbildung 1 sind die bedarfsgewich
teten Einkünfte nach der Haushaltsgröße,  
dem Geschlecht der Erwerbsminderungs-
rentner / -innen und der Region (Ost / West) 
dargestellt. Die Daten wurden mit der Zahl 
der im Haushalt lebenden Personen gewich-
tet, da die Einkünfte für alle Personen des 
Haushalts gelten und diese Gewichtung  
Vergleiche mit der Bevölkerung ermöglicht. 

Abbildung 1 zeigt, dass die bedarfsgewichte-
ten Haushaltsnettoeinkünfte bei allein leben-
den Erwerbsminderungsrentner / -inne / -n 
geringer ausfallen als in Mehrpersonenhaus-
halten: Alleinlebende haben im Median 
monatlich 830 Euro (alte Bundesländer) bzw. 
750 Euro (neue Bundesländer und Berlin)  
zur Verfügung. In Mehrpersonenhaushalten 
sind die Medianwerte mit 1.000 Euro (alte 
Bundesländer) bzw. 951 Euro (neue Länder 
und Berlin) merklich höher, was vor allem 
darauf zurückzuführen ist, dass die individu-

ellen Einkünfte der Erwerbsminderungs
rentner / -innen in diesen Haushalten durch 
Einkünfte anderer Haushaltsmitglieder er-
gänzt werden. Außerdem besteht in beiden 
Haushaltsformen offenbar ein Ost-West-
Gefälle zugunsten der alten Bundesländer.  

Des Weiteren fällt auf, dass sich die be
darfsgewichteten Haushaltsnettoeinkünfte 
nach dem Geschlecht der Erwerbsgemin
derten unterscheiden. Lebt eine Erwerbs-
minderungsrentnerin im Haushalt, fallen sie 
deutlich höher aus als wenn es sich um ei-
nen Erwerbsminderungsrentner handelt.  
Der größte Unterschied besteht in Mehrper-
sonenhaushalten in den alten Bundeslän-
dern, wo die Haushalte erwerbsgeminderter 
Frauen mit 1.101 Euro bedarfsgewichtetem 
Einkommen monatlich gut 180 Euro mehr 
zur Verfügung haben als die Haushalte er-
werbsgeminderter Männer mit 919 Euro. 
Vermutlich hängt die Differenz, die im Kon
trast zu den höheren individuellen Einkünften 
der Männer steht, mit der größeren Bedeu-
tung des männlichen Erwerbseinkommens 
für das Haushaltseinkommen und mit der 
noch immer geringeren Erwerbsbeteiligung 
von Frauen zusammen. Wird der männliche 
Part eines Paares erwerbsgemindert, wirkt 
sich das für den Haushalt materiell negativer 
aus, als wenn es die Partnerin betrifft. 

Abbildung 1: Bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkünfte (Median, pro Monat, in Euro)
Quelle: Projekt „Sozioökonomische Situation von Personen mit Erwerbsminderung“

5	 Nach der neuen OECD-
Äquivalenzskala  
erhält die erste Person ei-
nes Haushalts das Ge-
wicht 1,0, jede weitere 
Person ab 14 Jahren das 
Gewicht 0,5 und jedes 
Kind unter 14 Jahren das 
Gewicht 0,3. Alle Gewich-
te werden zu einem Be-
darfsgewicht des Haus-
halts aufsummiert. Divi-
diert man das Monatsnet-
toeinkommen des Haus-
halts durch dieses Be-
darfsgewicht, erhält man 
das bedarfsgewichtete 
Einkommen. 

Abbildung 1 : Bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkünfte (Median, pro Monat, in Euro)
 

Quelle: Projekt „ Sozioökonomische Situation von Personen mit Erwerbsminderung“ 
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Im Zusammenhang mit der materiellen Lage 
in Haushalten von Erwerbsminderungs
rentner / -inne / -n ist insbesondere die Frage 
von Bedeutung, in welchem Umfang die  
genannten Personen von Armut bedroht 
oder betroffen sind. Zu unterscheiden ist 
zwischen der international gebräuchlichen 
Armutsgefährdungsquote und der für die  
sozialpolitische Diskussion zentralen Grund
sicherungsquote. 

Grundsicherungsquote doppelt so  
hoch wie in der Bevölkerung

Die Grundsicherungsquote gibt an, ob Per
sonen auf staatliche Transferleistungen an-
gewiesen sind, um ihren Lebensstandard  
zu bestreiten. Zu diesen Leistungen, die  
hilfebedürftige Personen in Deutschland  
auf Antrag beziehen können, zählen Arbeits-
losengeld II, Sozialgeld und Sozialhilfe ein-
schließlich der Hilfe zum Lebensunterhalt 
sowie der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Insofern derartige Leis-
tungen das soziokulturelle Existenzminimum 
der Bezieher / -innen sichern, misst der Indi-
kator die bekämpfte Armut. In der deutschen 
Bevölkerung betrug die bekämpfte Armut 
nach Daten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels im Jahr 2010 9 Prozent, bei den 65-Jäh-
rigen und älteren lag sie nach dem Alters
sicherungsbericht 2012 nur bei ca. 2,5 Pro-
zent. Für die Erwerbsminderungsrentner /  
-innen und ihre Haushaltsangehörigen er-
reicht die Grundsicherungsquote dem ge-
genüber 18 Prozent, d.h. sie ist doppelt  
so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. 
Noch höhere Werte bestehen in bestimmten 
Untergruppen, bspw. wenn die erwerbsge-
minderte Person männlich und unter 40 Jah-
re alt ist (27 Prozent), wenn sie keinen Schul-
abschluss (38 Prozent) oder keine deutsche 
Staatsbürgerschaft (36 Prozent) besitzt oder 
wenn es sich um Einpersonenhaushalte (28 
Prozent) oder Haushalte mit Kindern unter 14 
Jahren (24 Prozent) handelt (vgl. Märtin u. 
Zollmann 2013; Märtin u.a. 2012). 

Mehr als jeder Dritte ist armutsgefährdet

Im Unterschied zur bekämpften Armut be-
zieht sich die Armutsgefährdungsquote auf 

eine relative Einkommensarmut. Sie misst, 
wie groß der Anteil der Personen mit einem 
bedarfsgewichteten Einkommen von we
niger als 60 Prozent des bedarfsgewichteten 
Nettoeinkommens (Medianwert) der Ge-
samtbevölkerung ist. Nach Auswertungen 
des Sozio-oekonomischen Panels lag die Ar-
mutsgefährdungsschwelle in Deutschland 
2010 bei 806 Euro, im Jahr 2011 bei 840 
Euro. Gemessen an diesen Schwellenwerten 
sind 37 Prozent bzw. 40 Prozent der Perso-
nen, die in Haushalten von Erwerbsmin
derungsrentner / -innen leben, armutsgefähr-
det. In der Bevölkerung lag der Wert dage-
gen, nach Daten des SOEP für 2010, bei 
14 Prozent.6 Die Armutsgefährdungsquote 
der Bevölkerung im Ruhestandsalter (65  
Jahre und älter) war ähnlich, wie Daten der 
Studie „LEBEN IN EUROPA“ (EU-SILC)  für 
2010 belegen (Deckl 2013). 
Erwerbsminderungsrentner / -innen und ihre 
Haushaltsmitglieder unterliegen demnach in 
deutlich höherem Maße kritischen Einkom-
menslagen als die deutsche Gesamt- bzw. 
Ruhestandsbevölkerung. Auch hier lassen 
sich Untergruppen identifizieren, in denen 
sich die Armutsgefährdung besonders stark 
darstellt. Zu diesen gehören, jeweils ge
messen am Schwellenwert für 2011, erneut 
vor allem Personen, die mit einem erwerbs-
geminderten Mann (46 Prozent) bzw. mit  
Erwerbsminderungsrentner/-inne/-n ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft (64 Prozent) 
oder ohne Schulabschluss (66 Prozent) zu-
sammenleben. Ebenfalls überdurchschnitt-
lich armutsgefährdet sind allein lebende 
Erwerbsminderungsrentner/-innen sowie 
Personen in Haushalten in den neuen Bun-
desländern und Berlin (43 Prozent) oder mit 
unter 14-jährigen Kindern (46 Prozent). 

Die Mehrheit schätzt die eigene  
materiellen Lage als schlecht ein

Das Bild, das die Einkünfte und Armuts
indikatoren von der materiellen Lage bei  
Erwerbsminderung zeichnen, lässt sich 
durch weitere, stärker subjektive Aspekte 
vervollständigen. Solche Aspekte sind die 
subjektive Einschätzung der materiellen 
Lage durch die Betroffenen, aber auch die 
Ausstattung des Haushalts. Sie werden je-
weils für die Erwerbsminderungsrentner /  

6	 Andere Studien gehen 
– aufgrund unterschied
licher Erhebungskonzepte 
– von anderen Schwellen-
werten aus, kommen  
aber letztlich zu ähnlichen 
Armutsrisikoquoten. Für 
2011 wird die Quote 
bspw. auf 15 Prozent 
(Mikrozensus, Statis-
tisches Bundesamt 2013, 
174) bis 16 Prozent (EU-
SILC, Statistisches 
Bundesamt 2012, 26) 
beziffert.
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-innen und ihre Haushaltsmitglieder insge-
samt betrachtet sowie zusätzlich für die ar-
mutsgefährdeten Personen dieser Gruppe, 
deren Situation den materiellen Merkmalen 
zufolge als besonders problematisch er-
schien.
Lediglich ein Zehntel der Erwerbsminde
rungsrentner / -innen gab in der Befragung 
an, dass sie und ihre Haushaltsmitglieder  
mit den monatlichen Einkünften sehr gut 
oder gut zurechtkommen. 59 Prozent schät-
zen das finanzielle Zurechtkommen als re
lativ schlecht, schlecht oder sehr schlecht 
ein. In der deutschen Bevölkerung sind die 
Einschätzungen deutlich positiver, wie Daten 
aus EU-SILC für 2011 zeigen. Danach kommt 
nur ein Fünftel (21 Prozent) relativ schlecht 
bis sehr schlecht zurecht, während 35 Pro-
zent nach eigener Aussage mit den verfüg-
baren Finanzmitteln sehr gut oder gut aus-
kommen. Diese Befunde sind, angesichts 
der oben skizzierten prekären Einkommens-
lage der Erwerbsminderungsrentner / -innen 
und ihrer Haushalte (vgl. auch Märtin u. Zoll-
mann 2013; Märtin u.a. 2012) plausibel. 
Ebenfalls nachzuvollziehen ist, dass die Ein-
schätzung bei den armutsgefährdeten Per
sonen in Erwerbsminderungsrentnerhaushal-
ten noch negativer ausfällt: Sehr gut oder gut 
kommen dort nur 3 Prozent aus, die Mehrheit 
von 81 Prozent berichtet dagegen von einem 
relativ bis sehr schlechten Zurechtkommen.
Des Weiteren sind fast drei Viertel (74  
Prozent) der untersuchten Personen in  
den Haushalten von Erwerbsminderungs-
rentner / -inne / -n der Ansicht, dass sich  
die materielle Lage infolge der Berentung 
verschlechtert hat. Bei Personen in armuts
gefährdeten Haushalten liegt der Wert mit 
76 Prozent nur etwas höher. Das deutet  
darauf hin, dass es bei einem Teil der betref-
fenden Personen bereits im Vorfeld der Be-
rentung so schlecht um die materielle Lage 
bestellt war (vgl. Zollmann u. Märtin 2013), 
dass keine weitere Verschlechterung eintrat. 

Betroffene Haushalte sind schlechter 
ausgestattet als die Bevölkerung 

Über die Einschätzung der materiellen  
Situation hinaus, kann anhand der Ausstat-
tung des Haushalts beurteilt werden, ob  
soziale Teilhabe möglich ist bzw. ob Erwerbs

minderungsrentner / -innen im Vergleich zur 
Bevölkerung im Nachteil sind. Mit Ausstat-
tung ist dabei das Vorhandensein bestimm-
ter Gebrauchs- und Konsumgüter gemeint, 
die gesellschaftlich als selbstverständlich an-
gesehen werden und daher für die Lebens-
qualität relevant sind. So verfügen bspw. 64 
Prozent der Erwerbsminderungsrentner-
haushalte über eine Geschirrspülmaschine, 
68 Prozent über einen Computer und 76  
Prozent über ein Auto. In der Bevölkerung 
besaßen, gemäß der laufenden Wirtschafts-
rechnungen für 2011, 67 Prozent eine Spül-
maschine, 82 Prozent einen Computer  
und 78 Prozent ein Auto (Statistisches Bun-
desamt 2012, 11). Personen, die mit Er
werbsminderungsrentner / -inne / -n zusam-
menleben, sind somit etwas schlechter aus-
gestattet als die Bevölkerung; die Differen-
zen sind jedoch außer im Fall des Computers 
nur gering. Größer ist der Unterschied mit 
Blick auf die armutsgefährdeten Personen in 
den Haushalten der Erwerbsgeminderten, 
von denen nur 54 Prozent einen Computer, 
47 Prozent eine Spülmaschine und 61 Pro-
zent ein Auto besitzen.  

In der Befragung wurde darüber hinaus er-
fasst, ob die Gebrauchsgüter, sofern sie  
im Haushalt nicht vorhanden sind, aus finan-
ziellen oder anderen Gründen fehlen. Je-
weils 12 bis 15 Prozent der Erwerbsminde
rungsrentner / -innen gaben an, das Fehlen 
von Computer, Spülmaschine oder Auto im 
Haushalt sei finanziell bedingt. In den ar-
mutsgefährdeten Haushalten (gemessen  
am Schwellenwert 2011) fehlen diese Ge-
brauchsgüter sogar zu 20 bis 25 Prozent  
aus finanziellen Gründen. Insgesamt muss 
gut ein Fünftel der Personen in Haushalten 
von Erwerbsminderungsrentner / -inne / -n  
(22 Prozent) auf mindestens einen der As-
pekte aus finanziellen Gründen verzichten.  
In armutsgefährdeten Haushalten trifft das 
sogar auf ein Drittel der Personen (33 Pro-
zent) zu. Damit zeigt sich in allen behan
delten Aspekten, dass armutsgefährdete 
Erwerbsminderungsrentner/-innen und ihre 
Haushaltsmitglieder besonders im Nachteil 
sind.
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Zusammenfassung und Ausblick

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass die Erwerbsminderungsrente der ge-
setzlichen Rentenversicherung für 
Erwerbsminderungsrentner/-innen eine 
wichtige Einkommensquelle darstellt.  
Zusätzliche Leistungen aus einer betriebli-
chen oder privaten Invaliditätsversicherung 
im Sinne der zweiten und dritten Säule  
erhält nur ein Teil der Betroffenen. Der Para-
digmenwechsel von der Lebensstandardsi-
cherung aus der gesetzlichen Rente zur  
Absicherung aus drei Säulen greift demzu
folge bei dem untersuchten Personenkreis 
der Erwerbsminderungsrentner/-innen  
und ihrer Haushaltsmitglieder zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht. Ein großer Teil der  
Erwerbsgeminderten ist deswegen auch auf 
Einkünfte anderer Haushaltsmitglieder oder 
auf staatliche Leistungen angewiesen. 
Die bedarfsgewichteten Haushaltseinkünfte 
sind bei allein lebenden Erwerbsgeminder-
ten, in Haushalten erwerbsgeminderter Män-
ner und in den neuen Bundesländern und 
Berlin niedriger als in der übrigen Gruppe. 
Sie bleiben deutlich hinter den Einkünften in 
der Bevölkerung zurück. Analog dazu ist so-
wohl das Armutsrisiko als auch die bekämpf-
te Armut bei Personen, die in Haushalten 
von Erwerbsminderungsrentner / -inne / -n le-
ben, erheblich stärker ausgeprägt als in der 
Bevölkerung. Besonders stark sind bei bei-
den Indikatoren einige Untergruppen betrof-
fen, wie bspw. Alleinlebende und Personen, 
die mit Erwerbsgeminderten männlichen  
Geschlechts, ohne Schulabschluss und ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft zusammen
leben. 
Die kritische materielle Lage schlägt sich  
in einer vergleichsweise negativen subjekti-
ven Bewertung der eigenen Situation nieder. 
Außerdem geht damit offenbar eine soziale 
Benachteiligung mit Blick auf die Ausstat-
tung der Haushalte einher. Insbesondere die 
armutsgefährdeten Erwerbsminderungsrent-
ner / -innen und ihre Haushaltsmitglieder wei-
sen erhebliche Defizite im Vergleich zur Be-
völkerung auf. Es ist davon auszugehen, 
dass sich an der Situation der betrachteten 
Personengruppe sowohl in materieller Hin-
sicht als auch bezüglich der sozialen Teilhabe 
in vielen Fällen mittel- und langfristig nicht 
viel verändern wird, weil eine Erwerbsmin-

derung oft längerfristig bestehen bleibt. Es 
besteht somit die Gefahr, dass sich die durch 
Erwerbsminderung bedingte Armutsgefähr-
dung bis ins Alter fortsetzen wird. Sozialpoli-
tisch muss daher dringend an wirksamen 
und finanzierbaren Verbesserungen im Be-
reich der Erwerbsminderungsrente gearbei-
tet werden. 
Autoreninfo und Kontakt
Stefanie Märtin und Pia Zollmann sind wis-
senschaftliche Referentinnen bei der Deut-
schen Rentenversicherung Bund 

Kontakt:
stefanie.maertin @ drv-bund.de 
pia.zollmann @ drv-bund.de 
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Zugangssteuerung in Erwerbs-
minderungsrenten

Projektleitung: Dr. Martin Brussig,  
Institut Arbeit und Qualifikation Universität 
Duisburg-Essen

Das von der Hans-Böckler-Stiftung geför
derte und bis 2015 laufende Projekt unter-
sucht die Zugangssteuerung in Erwerbs
minderungsrenten. Im Projekt wird der Zu-
gang in EM-Renten als ein mehrstufiger  
Prozess mit Entscheidungspunkten verstan-
den (Entscheidung über eine Antragstellung, 
über eine Reha, über eine befristete bzw. 
eine unbefristete Rente), in dem mehrere 
Akteure - Ärzte und Gutachter unterschied
licher Kostenträger, Reha-Träger, Renten
versicherung - als Gatekeeper beteiligt sind. 
Hierfür werden das Entscheidungsfeld  
und die beteiligten Experten identifiziert,  
Selbstverständnis, Handlungsrationalitäten 
und Ressourcen der Gatekeeper erfasst,  
das Zusammenwirken der unterschiedlichen 
Gatekeeper rekonstruiert. Aus dieser Analy-
se werden Erkenntnisse erwartet, wie sich 
die Risiken einer geminderten Erwerbsfähig-
keit in das System der sozialen Sicherung 
transformieren. Auf dieser Grundlage kön-
nen Probleme und Möglichkeiten zur Weiter-
entwicklung einer für moderne Arbeitsmärk-
te gerüsteten sozialen Sicherung gegen Er-
werbsunfähigkeit diskutiert werden.

Die Untersuchung ist in einen organisations-
soziologischen und netzwerktheoretischen 
Rahmen eingebettet und nutzt verschiedene 
Methoden. Um Unterschiede in der Zugangs-
steuerung in EM-Renten auch unterhalb der 
gesetzlichen Ebene zu identifizieren, findet 
die Untersuchung in drei Regionen innerhalb 
Deutschlands statt. Die Untersuchung stützt 
sich auf ca. 70 leitfadengestützte Interviews 
mit Personen, die in Antrags- und Bewilli-

gungsverfahren für EM-Renten beteiligt  
sind oder beratend hinzugezogen werden. 
Auf Grundlage einer exemplarischen Fall
bearbeitung werden mit der Think-Aloud- 
Methode Entscheidungsprozesse und  
-kriterien von beteiligten Experten rekon
struiert. Mit Dokumentenanalysen werden 
die relevanten Rahmenbedingungen für  
die Zugangssteuerung erschlossen. Im Rah-
men einer Literaturanalyse wird der For-
schungsstand zur Zugangssteuerung aufge-
arbeitet; hierbei werden auch quantitative 
Entwicklungen zum Zugang in EM-Rente  
einbezogen.

Quelle: www.boeckler.de/11145.
htm?projekt=S-2013-644-4%20B

Berentungsgeschehen bei 
Erwerbsminderung

Projektleitung: Prof. Dr. Oskar Mittag,  
Universitätsklinikum Freiburg, Abteilung 
Qualitätsmanagement und Sozialmedizin

In dem von der Hans-Boeckler-Stiftung ge-
förderten  Projekt wurde das Berentungsge-
schehen bei Erwerbsminderung sowie die 
tatsächliche Verteilung von Leistungen zur 
Teilhabe bei vorzeitiger Berentung wegen  
Erwerbsminderung anhand von Datensätzen 
der Deutschen Rentenversicherung analy-
siert. Außerdem wird der Prozess der sozial-
medizinischen Begutachtung bei Erwerbs-
minderungsrenten, insbesondere hinsicht-
lich der Diskrepanz zwischen beantragten 
und bewilligten Rentenanträgen, anhand  
vorliegender Forschung kritisch betrachtet. 
Schließlich wird das niederländische Modell 
der beruflichen Eingliederung und der sozia-
len Sicherung von Menschen, die durch 
Krankheit oder Behinderung erwerbsgemin-

Kurzinformationen aus der Altersforschung

Aus der Altersforschung

http://www.boeckler.de/11145.htm%3Fprojekt%3DS-2013-644-4%2520B
http://www.boeckler.de/11145.htm%3Fprojekt%3DS-2013-644-4%2520B
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dert sind, exemplarisch analysiert und dem 
deutschen Modell gegenübergestellt. Als  
Ergebnis werden empirisch fundierte Grund-
lagen zur Weiterentwicklung der sozial- und 
arbeitsrechtlichen Instrumente zur sozialen 
Sicherung bei Erwerbsminderung erwartet.

Quelle: www.boeckler.de/11145.
htm?projekt=S-2012-532-4%20B

Literaturhinweise: 
www.boeckler.de/pdf_fof/S-2012-532-4-1.pdf;  
Mittag O, Reese C, Weel A, de Boer W: Soziale 
Sicherung und berufliche Wiedereingliederung von 
Arbeitnehmern bei Krankheit oder Behinderung:  
Ein Vergleich der Sicherungssysteme bei Erwerbs- 
minderung in den Niederlanden und in Deutschland 
Soziale Sicherheit, 2013. (in Druck)

Können wir (alle) überhaupt 
länger arbeiten? Trends in der 
gesunden Lebenserwartung 
nach Sozialschicht in Deutsch-
land

Rainer Unger, Alexander Schulze (2013),  
in: Comparative Population Studies – Zeit-
schrift für Bevölkerungswissenschaft,   
Jg. 38, (3), S. 545-564 (Erstveröffentlichung: 
31.01.2013)

Der Beitrag untersucht vor dem Hintergrund 
der Anhebung des Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre und der damit verbundenen Aus-
weitung der Lebensarbeitszeit in höhere  
Altersklassen die Frage, inwieweit diese po-
litische Zielsetzung durch das gesundheit
liche Vermögen der Bevölkerung gedeckt ist.  
Dazu werden auf Grundlage der Daten  
des Sozio-oekonomischen Panel (SOEP)  
zunächst Trends der „gesunden“ Lebenser-
wartung für die Jahre 1989, 1999 und 2009 
berechnet und vor dem Hintergrund der  
sozialen Schichtindikatoren wie der Einkom-
menslage und des Bildungsniveaus analy-
siert. Zu den Ergebnissen gehört, dass die 
sozialen Unterschiede in der gesunden  
Lebenserwartung deutlich höher ausfallen 
als in der Lebenserwartung insgesamt und 
sich diese Unterschiede im Zeitverlauf noch 
zusätzlich vergrößern. Dieser Effekt tritt  

dabei besonders bei Männern auf. Eine  
für alle verbindliche Lebensarbeitszeit in  
gleicher Höhe wird diesen Befunden von 
sozial höchst ungleich verteilten Lebens-
chancen damit nicht gerecht. Die Befunde 
legen vielmehr eine flexible Ausgestaltung 
der Regelaltersgrenze nahe.

Beitrag der Hartz-IV-Reform zur 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit 
in Deutschland insgesamt außer-
gewöhnlich niedrig 

Die Hartz-IV-Reform des Arbeitsmarktes  
ist eine der politisch umstrittensten Re
formen, die seit der Wiedervereinigung  
in der Bundesrepublik durchgeführt wurden. 
Mit ihr werden Gefährdungen des Lebens-
standards bis hin zu Armut verbunden. 
Gleichzeitig konnte die Bundesrepublik  
ihre Arbeitslosenquote über die letzten Jahre 
so stark senken wie fast kein anderes Land 
in Europa oder der OECD. Welche Rolle spie-
len die Hartz-Reformen in dieser Erfolgsge-
schichte? Eine aktuelle Veröffentlichung von 
Juniorprof. Andrey Launov und Prof. Klaus 
Wälde von der Johannes Gutenberg-Univer-
sität Mainz (JGU) zeigt, dass die Hartz-IV-Ge-
setze de facto keinen erwähnenswerten  
Beitrag zur Reduktion der Arbeitslosigkeit  
lieferten. Gleichzeitig waren die anderen Re-
formen, Hartz I bis Hartz III, umso hilfreicher. 

Quelle: http://idw-online.de/de/news560226

Literatur: 
Andrey Launov u. Klaus Wälde (2013). Estimating 

Incentive and Welfare Effects of Nonstationary 
Unemployment Benefits. In: International Economic 
Review, Vol. 54(4), S. 1159 – 1198. Download:  
www.empirical.economics.uni-mainz.de/Dateien/
LW2013a.pdf
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„Möglichst lange gesund am Arbeitsplatz“ 
ist sowohl ein individuelles als auch ein 
gesellschaftspolitisches Anliegen. Die Vor-
teile liegen auf der Hand: Der / die Mit
arbeiter / -in erwirtschaftet länger Arbeitsein-
kommen, entrichtet länger Sozialversiche-
rungsbeiträge insbesondere zur Rentenver
sicherung, erhöht seine/ihre Rentenan- 
wartschaften. Andererseits wird dies als Teil 
diskutierter Demografiestrategien gesehen. 
Was aber, wenn die Leistungs- bzw. Er-
werbsfähigkeit unplanmäßig vorzeitig beein-
trächtigt wird? Der Grundsatz „Reha vor 
Rente“ ist fest verankert und hat einen ho-
hen Stellenwert im Bemühen um den Erhalt 
und bei der Wiederherstellung der Erwerbs-
fähigkeit.
Hier soll der Fokus speziell auf die Wieder-
herstellung bei festgestellter Rest- bzw. 
Teilleistungsfähigkeit unter sechs Stunden 
gerichtet werden, in denen aus Arbeitsmarkt- 
Gesichtspunkten oder wegen Aussicht auf 
Besserung Zeitrenten zu gewähren sind bzw. 
wären. Werden in diesen Fällen rechtzeitig  
d. h. noch vor Auslauf der Befristung rehabili-
tative Angebote gemacht, die helfen, mög-
lichst nahtlos den Weg zurück ins Erwerbs
leben einschließlich der Wiedereingliederung 
an einem Arbeitsplatz zu schaffen? Wird dem 
Wunsch der Betroffenen: „Eigentlich würde 
ich lieber arbeiten als Rente beziehen“ 
ausreichend Rechnung getragen? Werden 
ausreichend Wiedereingliederungsanreize 
gesetzt, ohne die Sicherheit eines notwendi-
gen Renteneinkommens zu entziehen?
Diese Vorüberlegungen haben die Deutsche 
Rentenversicherung Baden-Württemberg  
bei ihrem Modellprojekt „WeRA“ geleitet 
(Wiedereingliederung erwerbsgeminderter 
Rentner ins Arbeitsleben). Es geht um die 
Wiedergewinnung von Erwerbspotentialen 
gesundheitlich eingeschränkter Versicherter 
in der Tradition des Grundsatzes „Reha vor 
Rente“im Sinne von Eingliederungsmanage-
ment und Erwerbs- / Gesundheitsförderung.

Im Rahmen von WeRA soll insbesondere 
über das Instrument von Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben die Motivation und  
der Weg zurück in das Erwerbsleben gefunden 
werden. Die Versicherten sollen durch ge
eignete Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben in die Lage versetzt werden, zumin-
dest eine Teilzeittätigkeit oder sogar wieder 
eine Vollzeittätigkeit auszuüben, um ein 
selbstbestimmtes Leben ohne volle Abhän-
gigkeit von staatlicher Unterstützung zu 
führen. So können sie wieder stärker  am  
Arbeitsleben und am Leben in der Gesell-
schaft partizipieren.

Wie funktioniert das Modellprojekt?

Bei Menschen, die eine Rente wegen  
Erwerbsminderung beziehen oder beantragt 
haben, werden in ausgewählten, im Modell 
definierten Fällen, verstärkt Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben geprüft und bewil-
ligt mit dem Ziel, am Ende die Wiederein
gliederung an einem konkreten, dem Leiden 
angepassten Arbeitsplatz zu erreichen.  
Stufenweise wird zunächst mit Assesments 
untersucht, welches Wissen und welche  
Fähigkeiten die Versicherten haben und so 
ein individuelles Eingliederungsprofil erstellt. 
Auf dieser Basis können dann in Abstimmung 
mit den Versicherten weitere Leistungen  
zur Teilhabe am Arbeitsleben geplant und  
bewilligt werden. Der Zeitpunkt des ersten 
Schrittes liegt noch vor der ersten Zeitren-
tenbewilligung bzw. noch vor Ablauf der er
sten Befristung. Aufgrund der derzeitigen 
Rechtslage – in Verbindung mit der dazu  
ergangenen Rechtsprechung zur Gewährung 
von Renten wegen voller Erwerbsminderung 
bei noch vorliegendem Teilzeitleistungs
vermögen und verschlossenem Arbeitsmarkt 
– basiert die Teilnahme am Modell sowie  
an weiteren Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben auf Freiwilligkeit.

Aus Politik und Praxis der Altenhilfe

Wiedereingliederung erwerbsgeminderter Rentner und  
Rentnerinnen ins Arbeitsleben: Das Modellprojekt „WeRA“  
der Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg
Tanja Kunze und Elisabeth Benöhr
 

Aus Politik und Praxis der Altersforschung
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Die Teilnehmer / -innen werden entspre-
chend beraten und betreut. Sollten Versi-
cherte nach der Leistung zur Teilhabe  
am Arbeitsleben eine mehr als geringfügig 
entlohnte Teilzeittätigkeit aufnehmen,  
besteht in der Regel dann nur noch ein An-
spruch auf eine Rente wegen teilweiser  
Erwerbsminderung. Gleichzeitig erwerben 
die Betroffenen aus den Beitragszahlungen 
der Beschäftigung höhere Rentenanwart-
schaften als bei ausschließlichem Bezug der 
Rente wegen voller Erwerbsminderung.  
Arbeiten sie bis zur Altersrente in Teilzeit (bei 
durchgehendem Bezug der Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung), nehmen sie 
darüber hinaus auch nur die Hälfte der  
Rentenanwartschaften vorzeitig in Anspruch, 
so dass die Abzüge an der späteren Alters-
rente nur zur Hälfte übernommen werden. 
Daraus folgt der Bezug der Altersrente mit 
weniger hohen Abschlägen. Beide Faktoren 
sind Teil einer aktiven Altersvorsorge im Sin-
ne der Vermeidung drohender Altersarmut.

Fallgruppen

Wie oben bereits angeführt, spielt der Zeit-
punkt des WeRA-Angebots eine wichtige 
Rolle: Für das Modellprojekt WeRA wurden 
drei geeignete Fallgruppen definiert, die dar-
an anknüpfen, ob es sich um einen Neuan-
trag auf Rente wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit oder um einen Antrag auf Weiter-
zahlung einer Rente wegen Erwerbsminde-
rung vor bzw. nach Ablauf einer Zeitrente 
handelt. 

Zusätzlich ist das Leistungsvermögen der 
Antragssteller ausschlaggebend und die  
Frage, in welchem Umfang die Versicherten 
noch täglich einer Beschäftigung nachgehen 
können: Sofern der / die ärztliche Sachver-
ständige nach Aktenlage oder bei der per-
sönlichen Begutachtung der Versicherten  
zu dem Ergebnis kommt, dass die Leistungs
fähigkeit im Bereich von knapp unter sechs 
Stunden liegt, wird geprüft, ob ein Angebot 
von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
zur erfolgreichen Wiedereingliederung in  
Frage kommt. Voraussetzung ist eine ent-
sprechend starke Motivation. Diese zusam-
men mit der Eignung für Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben führen dann zu einem 

individuell abgestimmten Angebot. Die Versi-
cherten erhalten ihre Rentenbewilligung und 
in der Folge aber auch das Assessment und 
gegebenenfalls weitere Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben.  

Kommt der / die ärztliche Sachverständige 
bei der Begutachtung zum Ergebnis, dass 
ein Leistungsvermögen von nur noch drei bis 
deutlich unter sechs Stunden täglich gegeben 
ist, dann wird bereits bei der erstmaligen  
Gewährung einer Rente wegen voller Er-
werbsminderung auf Zeit ein besonderes 
Augenmerk auf die möglichst baldige Wie-
dereingliederung der Versicherten gerichtet. 
Gleiches gilt, wenn die Versicherten nur noch 
unter drei Stunden täglich arbeiten können, 
aber eine Besserung der Leistungsfähigkeit 
zu erwarten ist. 

Bei Versicherten, die derzeit keinen Teilzeit-
arbeitsplatz haben, aber nach Einschätzung 
des / r ärztlichen Sachverständigen für eine 
sofortige oder spätere Wiedereingliederung 
geeignet und motiviert sind, wird geprüft,  
ob ihnen ein Assessment nach WeRA ange-
boten werden kann. Der/die ärztliche Sach-
verständige wird mit dem / -r Versicherten 
besprechen, ob der Wunsch, eine Voll- oder 
Teilzeittätigkeit aufzunehmen, vorliegt. Falls 
im Gutachten die Leistungen zur Teilhabe  
am Arbeitsleben erst zu einem späteren Zeit-
punkt befürwortet werden, dann wird das 
Assessment nach WeRA auch erst später 
geprüft. In der Regel wird in diesen Fällen zur 
Hälfte der Rentenlaufzeit mit der Prüfung  
eines Assessments begonnen, sofern der 
 / die ärztliche Sachverständige im Einzelfall 
keinen anderen konkreten Termin bestimmt.  

Wenn Versicherte einen Weitergewährungs-
antrag auf Rente wegen verminderter  
Erwerbsfähigkeit stellen, dann werden für 
die Prüfung nach WeRA weitere Kriterien zu-
grunde gelegt. Eine Prüfung erfolgt in der 
Regel nur bei Versicherten, die erstmalig die 
Weitergewährung ihrer Rente beantragen 
und die ab dem 2. Januar 1961 geboren sind. 
Eine weitere Voraussetzung ist, dass ein 
Leistungsvermögen von deutlich über 3 
Stunden bis unter 6 Stunden täglich vorliegt. 
Die Abgrenzung des Geburtsjahres resultiert 
in erster Linie daraus, dass Versicherte, die 
vor dem 2. Januar 1961 geboren sind, gege-
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benenfalls Anspruch auf eine Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsun-
fähigkeit haben (§ 240 Sechstes Buch Sozial-
gesetzbuch).
Hier gilt noch der sogenannte Berufsschutz:
Maßgebend bei der Prüfung der täglichen 
Leistungsfähigkeit ist bei Erfüllung bestimm
ter Voraussetzungen hier nicht der allgemei-
ne Arbeitsmarkt, sondern der zuletzt ausge-
übte Beruf. Nach längerem Bezug einer  
Berufsunfähigkeitsrente und entsprechen-
dem Alter dürfte in der Praxis entweder eine 
noch mögliche Tätigkeit bereits aufgenom-
men sein oder nicht gewünscht werden. 
Dies schließt jedoch nicht aus, dass bei An-
frage auch Probanden dieser Gruppe teilneh-
men können.
Wenn es nicht gelingt, rechtzeitig vor Weg-
fall der Zeitrente über Leistungen zur Teil
habe am Arbeitsleben zu entscheiden, wird 
die Prüfung von WeRA beendet und über  
die weitere Rente entschieden, damit die 
Versicherten finanziell abgesichert bleiben.

Individuelle Betreuung

Liegen die oben beschriebenen Voraus
setzungen vor, prüfen die ärztlichen Sach
verständigen im Rahmen der persönlichen 
Begutachtung oder anhand der Aktenlage, 
ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
zur Wiedereingliederung in das Erwerbs
leben Erfolg versprechen. Ist dies nicht der 
Fall, endet das WeRA-Verfahren an diesem 
Punkt. Bei positivem Votum nimmt der / die 
Fachberater / -in für Rehabilitation Kontakt 
auf, um individuell zu beraten. Im persön
lichen Gespräch werden die Möglichkeiten  
einer Wiedereingliederung erläutert. Trifft  
die Beratung auf die Bereitschaft des / r  
Versicherten, an WeRA teilzunehmen, er-
folgt eine schriftliche Kostenzusage für eine  
Maßnahme in einer Bildungseinrichtung,  
mit der entsprechende Konzepte für das  
Projekt vereinbart wurden.
Dort werden die Eingliederungsmöglichkei-
ten in Form von Assessments ausgelotet.  
Je nach Einrichtung sind die Assessments in 
verschiedene Module gegliedert: In den Ba-
sismodulen werden Wissen und Fähigkeiten 
abgeklärt sowie Einstellungen und Neigun-
gen ermittelt. Weitere Module widmen sich 
der beruflichen Neuorientierung, Berufs
findung und Arbeitserprobung. Zusätzliche  
Module umfassen die Unterstützung bei der 
Arbeitsplatzsuche und bei Bewerbungen  
bis hin zur Vermittlung (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1: Übersicht zum Ablauf des Modellprojekts WeRA

Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung

Durchführung weiterer konkret zugeschnittener 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Ist der Versicherte motiviert und in der Lage, an Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung teilzunehmen? 

Versicherter arbeitet wieder in Teilzeit oder Vollzeit

Durchführung Assessment: Abklärung 
konkreter Eingliederungsmöglichkeiten

Übersicht

Teilrente bzw. keine Rentenzahlung
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Der Verlauf und das Ergebnis des Assess-
ments werden von den Bildungseinrich
tungen in einem Bericht festgehalten und 
dem Kostenträger übermittelt. Auf Grund
lage dieses Berichts entscheidet der / die 
Fachberater / -in für Rehabilitation über Not-
wendigkeit sowie Art und Umfang weiter
gehender Leistungen zur Teilhabe am  
Arbeitsleben und über mögliche ergänzende 
Leistungen.

Projektverlauf

Das Modellprojekt WeRA wurde am 1.  
Februar 2012 in ausgewählten Bereichen  
der Deutschen Rentenversicherung Baden- 
Württemberg gestartet, um Erfahrungen  
zu sammeln und die Praxistauglichkeit des  
Modells zu erproben (vgl. Abbildung 2).  
Die Pilotphase wird voraussichtlich bis zum 
31. Dezember 2013 dauern. Anschließend 
wird über eine Fortführung des Modell
projekts beziehungsweise eine Übernahme  
der Verfahrensabläufe in die regelhafte Prü-
fung bei Renten wegen Erwerbsminderung 
entschieden.  

Erste Erkenntnisse zu den Möglichkeiten von 
WeRA liegen bei der Gruppe von Versicher-
ten vor, die die Weitergewährung ihrer Rente 
beantragt hat: Hier bereitet es den Betroffe-
nen erhebliche Schwierigkeiten, sich nach 
einer längeren Zeit des Rentenbezugs umzu-
orientieren. Es fehlt die Motivation, insbe-
sondere weil  

der Ausgang der Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben als riskant empfunden wird, 
während die Rente wegen voller Erwerbs-
minderung Sicherheit verspricht. Zudem  
ist die Teilnahme an einer Maßnahme oft-
mals aus privaten Gründen organisatorisch 
schwierig und wirft in der Praxis Probleme 
auf. Die Versicherten hatten sich an ihre per-
sönliche und wirtschaftliche Situation des 
Rentenbezugs schon über einen längeren 
Zeitraum angepasst. So wurde beispiels
weise die Kinderbetreuung unter den Ehe-
partnern neu verteilt, damit der / die andere 
Partner / -in erwerbstätig sein konnte. In vie-
len Fällen bestand außerdem kein Interesse 
mehr, sobald den Versicherten klar wurde, 
dass die Teilnahme an Maßnahmen auf frei-
williger Basis erfolgt und es keine Mitwir-
kungspflichten gibt.
Die Auswertung hat aber ergeben, dass  
jüngere Versicherte eher bereit sind, an 
WeRA teilzunehmen. Die älteste WeRA- 
Teilnehmerin war Jahrgang 1971. Bei älteren 
Versicherten wurde das Angebot eher ab
gelehnt. Offensichtlich ist es bei dieser Ver-
sichertengruppe zu spät für einen Einstieg  
in die Prüfung von Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben bei Teilleistungsvermögen. 
Als Konsequenz daraus wurde die Gruppe, 
die die Weitergewährung ihrer Rente bean-
tragt hat, bis auf Weiteres aus der Modell-
phase herausgenommen. 

Bei den Versicherten, die eine Rente wegen 
Erwerbsminderung erstmals beantragt hat-
ten, sind die Gründe für ein vorzeitig beende-

Abbildung 2: Übersicht zur Nutzung der Angebote im WeRA-Modellprojekt

Übersicht WeRA Fälle 
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tes WeRA-Verfahren vielschichtig. WeRA 
musste in mehreren Fällen aus gesundheitli-
chen Gründen eingestellt werden, da sich 
die Versicherten für nicht ausreichend be-
lastbar hielten. In weiteren Fällen fehlte es 
am Interesse, Maßnahmen zur beruflichen 
Wiedereingliederung wahrzunehmen. Auch 
Widersprüche der Versicherten gegen die 
Ablehnung ihrer Rente haben die Prüfung 
von WeRA meistens beendet. In einigen Fäl-
len wurde seitens des / -r ärztlichen Sachver-
ständigen vorgeschlagen, Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt zu prüfen. 

Letztlich wurden die angebotenen Möglich-
keiten von den Versicherten nur begrenzt  
genutzt ( siehe Abb.2),  und es kam nur bei 
einem kleinen Prozentsatz zum Assessment 
oder zu Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben mit anschließender Wiedereingliede-
rung. Im Ergebnis bleibt bei positiven Ansät-
zen des Modellprojekts WeRA ein Optimie-
rungs- und Entwicklungsbedarf.  

Der wesentliche Grund dafür ist die der
zeitige Gesetzeslage und Rechtsprechung. 
Im Projektverlauf war eindeutig zu erkennen, 
dass die Versicherten unter den gegebenen 
rechtlichen Bedingungen die Sicherheit der 
Rentenzahlungen bevorzugen gegenüber  
einer aus ihrer Sicht risikobehafteten Um
orientierung. Hier wirkt die Rechtsprechung  
zur Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmark-
tes als Hemmnis und beeinflusst die  
Motivation negativ.
Denn, hat der / die Versicherte keinen Ar-
beitsplatz inne und kann er / sie nur noch we-
niger als sechs, aber mindestens drei Stun-
den täglich arbeiten, hätte er / sie dem Grun-
de nach einen Anspruch auf eine Rente we-
gen teilweiser Erwerbsminderung. Dabei ist 
jedoch die jeweilige Arbeitsmarktlage zu be-
rücksichtigen. Konkret bedeutet dies, dass 
Versicherte, die keinen Arbeitsplatz haben, 
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung 
erhalten, wenn den Versicherten kein ent-
sprechender Teilzeitarbeitsplatz angeboten 
werden kann. 

Vor dem Hintergrund der positiven Entwick-
lungen auf dem Arbeitsmarkt steht insoweit 
eine grundsätzliche Anpassung in Frage. So-
weit dann vermehrt Renten wegen teilwei-

ser statt wegen voller Erwerbsminderung zu 
leisten wären, stünden dem die vermehrte 
und intensivere Förderung von Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben und die Wie-
dereingliederung in einen Teilzeitarbeitsplatz 
gegenüber. Günstig wären auch weiterge-
hende Anreize, neben dem Bezug einer Ren-
te wegen teilweiser Erwerbsminderung eine 
Teilzeitbeschäftigung auszuüben.

Gesetzesreformen erforderlich

Zusätzlich zur Diskussion um den ver
schlossenen Teilzeitarbeitsmarkt sind also 
weitere Überlegungen notwendig, um die 
Attraktivität zur Aufnahme von Teilzeitbe-
schäftigung durch erwerbsgeminderte Rent-
ner / -innen zu erhöhen. Eine Erhöhung der 
bislang geltenden starren Hinzuverdienstre-
gelungen, die schon Teil von Gesetzesent-
würfen waren, wären auch insoweit ein ge-
eignetes Mittel.  

Probeberechnungen zum Vergleich der Ein-
kommenssituation haben ergeben, dass Ver-
sicherte, die eine teilweise Erwerbsminde-
rungsrente beziehen und in Teilzeit arbeiten, 
keine signifikanten Mehreinkünfte erzielen 
im Vergleich zu den Versicherten, die nur die 
volle Erwerbsminderungsrente erhalten und 
dazu eine geringfügige Beschäftigung aus-
üben. So ist es im Einzelfall durchaus mög-
lich, dass Versicherte wegen der jeweiligen 
Regelungen zu den erlaubten Hinzuverdiens-
ten finanziell mit der vollen Erwerbsminde-
rungsrente sowie der geringfügigen Be-
schäftigung ein im Verhältnis höheres Ein-
kommen erzielen. Aus Sicht der Versicherten 
wäre also die Aufnahme einer geringfügigen 
Beschäftigung aus rein finanziellen  
Gesichtspunkten attraktiver als die Aufnah-
me einer von der Leistungsfähigkeit her 
möglichen Teilzeitbeschäftigung. Bei der Zu-
lässigkeit höherer Hinzuverdienste stiege da-
gegen der Anreiz zur Aufnahme einer Teil-
zeitbeschäftigung. 
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Der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung  
der Alterssicherung (Alterssicherungsstär-
kungsgesetz) in der Fassung des Referenten
entwurfs vom 7. August 2012 enthielt ent-
sprechende Regelungen (die sogenannte 
„Kombirente“). Nach der damals vorgesehe-
nen Neuregelung würden sich wesentlich 
höhere Hinzuverdienstgrenzen und damit hö-
here Hinzuverdienstmöglichkeiten bei gleich-
bleibender Rente ergeben. Zudem wird im 
Gegensatz zur bisherigen Regelung bei Über-
schreiten der jeweiligen Hinzuverdienst
grenze ausschließlich jener Betrag von der 
Rente in Abzug gebracht, der die Rente über-
steigt. Nach der bisherigen Rechtslage wird 
in diesem Fall direkt eine niedrigere Teilrente 
gewährt. Die Neuregelung würde den ge-
wünschten notwendigen Anreiz setzen. Die 
Versicherten erhielten Gelegenheit, mit  
einer Teilzeittätigkeit ihr aktuelles Gesamt-
einkommen zu steigern sowie gleichzeitig 
die Rentenanwartschaften für die spätere 
Altersrente zusätzlich zu erhöhen. 

Wie läuft es in anderen Ländern?

Entsprechende Gesetzesreformen gab es in 
europäischen Nachbarländern. So wurden 
zum Beispiel in den Niederlanden die Rege-
lungen zur Invalidenrente im Jahr 2006 
grundlegend reformiert. Nach dem Prinzip 
„Work first!“ wurden die Bedingungen  
an die Auszahlungen von Geldern geändert.  
Volle Unterstützung erhalten jene, die keine 
oder kaum eine Aussicht auf Wiederher
stellung ihrer Gesundheit haben und voll-
ständig berufsunfähig sind. Von dem, der nur 
teilweise berufsunfähig ist, wird gefordert, 
analog der ihm verbleibenden Möglichkeiten 
zu arbeiten. Notwendige aufstockende  
Zahlungen werden geleistet. Wer als teil
weise Arbeitsfähiger nicht arbeitet, hat trotz-
dem nur Anspruch auf eine Teilauszahlung1. 

In der Schweiz wird der Anspruch auf eine 
Rente erst dann geprüft, wenn die Erwerbs-
fähigkeit nicht durch zumutbare Eingliede-
rungsmaßnahmen wiederhergestellt, erhal-
ten oder verbessert werden kann. Es gibt 
hier insbesondere Anreize für Arbeitgeber 
durch Entlastung bzw. Entschädigung bezüg-
lich Beitragsleistungen zur in der Schweiz 
bestehenden obligatorischen betrieblichen 
Altersvorsorge. Die Versicherten müssen 
alle Maßnahmen aktiv unterstützen, die  
ihrem Gesundheitszustand angepasst sind  
und zu ihrer Eingliederung ins Erwerbsleben 
getroffen werden2. 

In Österreich treten zum 1. Januar 2014  
Änderungen im Bereich Invalidität / Berufs
unfähigkeit in Kraft. Der Rentenantrag gilt 
gleichzeitig als Reha-Antrag. Eine Rente soll 
nur noch dann und auf Dauer gezahlt wer-
den, wenn Invalidität oder Berufsunfähigkeit 
dauerhaft vorliegen und berufliche Rehabili
tationsmaßnahmen nicht zweckmäßig oder 
unzumutbar sind. Auf Zeit sollen Renten ge-
nerell nicht mehr gezahlt werden. Stattdes-
sen wird bei der Teilnahme an einer berufli-
chen Rehabilitation sogenanntes Umschu-
lungsgeld geleistet. Ist berufliche Rehabilita-
tion nicht zweckmäßig und zumutbar, wird 
sogenanntes Rehabilitationsgeld gezahlt. 
Diese Geldleistungen werden durch die Ar
beitsverwaltung beziehungsweise Kranken-
kasse übernommen und erst im Nachgang 
von der Pensionsverwaltung erstattet3. 
Von ähnlichen Strategien zur Förderung der 
Reintegration wären auch in Deutschland po-
sitive Effekte zu erwarten. Dabei sollte das 
Ziel der Eingliederung auf einen konkreten 
Arbeitsplatz eine wesentliche Rolle spielen 
und der Maßnahmenkatalog dieses Ziel mit 
berücksichtigen. 

Die in der Schweiz und in Österreich  
verfolgten Strategien haben insbesondere 
durch ihren generellen Charakter, dass vor 
der Gewährung einer Rente grundsätzlich 
vorab eine Eingliederungsmaßnahme  
durchzuführen ist, weitere Effekte. Diese 
Regelung ist nämlich von Anfang an mit  
Mitwirkungspflichten verbunden. Dies  
gilt auch dann, wenn es „nur“ um eine teil-
weise Wiedereingliederung geht. Der Grund-
satz „Reha vor Rente“ wird insoweit konse-
quenter angegangen.

Endnoten: 

1	 NiederlandeNet der 
Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster
2	 Merkblatt Leistungen 
der Invalidenversicherung  
(IV) 4.01, Stand 1. Januar 
2013
3	 Soziale Sicherheit 7 – 8  
/ 2013, S. 365f; Bundesge
setzblatt für die Republik 
Österreich Jahrgang 
2013, 10. Jänner 2013, 
Teil I – Sozialrechts-
Änderungsgesetz 2012
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Fazit

Es entspräche dem Grundgedanken von 
WeRA, die Wiedereingliederung erwerbs
geminderter Rentner / -innen ins Arbeits
leben in jedem Fall zu fördern. Die Versicher-
ten würden bereits vor der Gewährung einer 
Rente ganz oder teilweise wieder einge
gliedert bzw. hätten von Anfang an diese 
Perspektive. Die Erwerbsminderungsrente 
mit allen Nachteilen einer dauerhaften  
Ausgliederung hätte dann eine sinnvolle  
Alternative zum Nutzen des Versicherten.

Die bislang gesammelten Erfahrungen  
zeigen, dass es in der derzeitigen Praxis 
schwierig ist, erwerbsgeminderte Versicher-
te entsprechend vorhandener (Rest-)Leis-
tungspotentiale wieder einzugliedern. Grün-
de sind die Rechtsprechung zum Teilzeit
arbeitsmarkt einerseits und andererseits nur 
begrenzte Mehrverdienstmöglichkeiten.
Die rechtlichen Rahmenbedingungen müss-
ten so geändert werden, dass sie spürbare 
Anreize zur Wiedereingliederung erwerbs
geminderter Rentner / -innen ins Arbeitsle-
ben schaffen.
Autoreninfo und Kontakt
Tanja Kunze ist Grundsatzsachbearbeiterin 
bei der DRV Baden-Württemberg und Mit
arbeiterin im Projekt.  

Kontakt: Tanja.Kunze @ drv-bw.de

Elisabeth Benöhr ist Abteilungsleiterin  
der Abteilung – Grundsatz und Steuerung  
bei der DRV Baden-Württemberg 

Kontakt: Elisabeth.Benoehr @ drv-bw.de

mailto:Tanja.Kunze%40drv-bw.de?subject=
mailto:Elisabeth.Benoehr%40drv-bw.de?subject=
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Soziales Recht zum Ausgleich 
von Erwerbsminderung: Refor-
moptionen für Präventionen, 
Rehabilitation und soziale Siche-
rung bei Erwerbsminderung 

Welti, Felix; Groskreutz, Henning (2013); 
Hrsg.: Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf, 
Oktober 2013 (Arbeitspapier, Nr. 295).

Kurzfassung (ebd., S. 3): Die Erwerbsmin
derungsrente war in Politik und Wissen-
schaft ein Randthema. Erwerbsgeminderte 
hatten keine starke Lobby. Allzu oft wurde 
das Thema unter „Frührente“ als notwen
diges Übel abgetan. Im Arbeitspapier wer-
den Reformoptionen für Prävention, 
Rehabilitation und soziale Sicherung bei Er-
werbsminderung dargestellt.  

Ausgangspunkt für eine Reform ist die  
Definition von Risiko und Ziel der Sicherung 
bei Erwerbsminderung. Das Risiko sollte als 
Ausfall von Erwerbseinkommen durch Ein-
schränkung der Teilhabe am Arbeitsleben  
definiert werden. Das Wort „Rente“ weckt 
die falsche Assoziation einer unbefristeten, 
eng an bisherigen Einzahlungen orientierten 
Dauerleistung. Der Begriff „Erwerbsminde-
rungsgeld“ wäre passender. Für Prävention 
und Rehabilitation, Zugangsvoraussetzungen 
und Leistungshöhe wird Reformbedarf be-
schrieben. So sollte das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement (BEM) als wirksames 
und frühzeitiges Präventionsinstrument  
weiterentwickelt werden. Insbesondere ist 
für Betriebe ohne Betriebsrat eine obligato
rische Beteiligung des Rentenversicherungs-
trägers beim BEM zu prüfen.  Bei den versi-
cherungsrechtlichen Voraussetzungen in der 
Rentenversicherung ist zu diskutieren, ob die 
Vorversicherungszeit verkürzt werden könn-
te oder ob darauf bei einer Risikoversiche-

rung nicht sogar gänzlich verzichtet werden 
könnte. 
Wenn als Sicherungsziel eine Lebensstan-
dardsicherung in Proportion zum Erwerbs
einkommen erreicht werden soll, etwa in 
Höhe von 67 % wie im Falle der Arbeitslo
sigkeit, dann muss die Erwerbsminderungs-
rente anders berechnet werden. So könnten 
etwa die Grundsicherung integriert werden 
und die Zurechnungszeit an das steigende 
Renteneintrittsalter angepasst werden.  
Jedenfalls müsste auf die schon heute sys
temwidrigen Abschläge verzichtet werden. 
Einige Vorschläge, gerade in den Bereichen 
Prävention und Verfahren, können kurzfristig 
umgesetzt werden. Ansonsten kann das 
Rentenversicherungsrecht – jedenfalls bei 
der Sicherung von Erwerbsminderung –  
mit einem sehr alten Computerprogramm 
verglichen werden. Ein Update ist nicht mehr 
ausreichend und eine Neuprogrammierung 
wäre besser.

Quelle:  
www.boeckler.de/pdf_fof/S-2012-531-4-2.pdf

Modellprojekt „Reha-Pilot“

Im Rahmen des Projekts „Reha-Pilot“ wird 
ein erweitertes Informationsangebot durch 
„ehemalige Rehabilitanden für Rehabilitan-
den“, als Ergänzung zur professionellen  
Beratung erprobt.
Reha-Piloten im Sinne dieses Modellprojek-
tes sind Personen, die als Rehabilitanden im 
Rahmen einer LTA Maßnahme (Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben) bereits eigene 
Erfahrungen bei einem Bildungsträger in der 
Modellregion gesammelt haben und bereit 
sind, diese in einem Informations- und Erfah-
rungsaustausch an betroffene Rehabilitan-
den weiterzugeben. Der Reha-Pilot be-
stimmt den Rahmen und Umfang seiner Be-

Kurzinformationen aus Politik und Praxis der Altenhilfe

http://www.boeckler.de/pdf_fof/S-2012-531-4-2.pdf
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teiligung (zeitlichen Umfang, Anzahl, Infor-
mationsinhalte etc.) selbst. Er informiert 
bzw. berät Rehabilitanden unabhängig und 
neutral vor, während und ggf. nach einer Lei
stung. Der Zugangsweg zum Reha-Piloten  
erfolgt zum einen über die Reha-Fachbera-
tung im Rahmen der Erstberatung und zum 
anderen über die beteiligten Bildungspartner 
im Rahmen von Informationsveranstaltungen 
bzw. über die Weitergabe des Flyers zu Be-
ginn einer Leistung. Der Rehabilitand ent-
scheidet, ob und wann er Kontakt zum Reha-
Piloten aufnimmt. 
Ziel des Projektes ist zu erproben, ob der  
Einsatz und die Beteiligung von Reha-Piloten 
eine komplementäre Funktion zur professio-
nellen Beratung einnehmen kann und sich 
durch das Konzept „Reha-Pilot“ die Selbst-
bestimmung und Selbstverantwortung der 
Rehabilitanden im Rehabilitationsprozess 
weiter stärken lässt.

Quelle: www.deutsche-rentenversicherung.
de/Bund/de/Navigation/2_Rente_Reha/02_
reha/01_grundlagen/modellprojekte/reha_pi-
lot_node.html

RehaFutur: Alle Informationen  
im Überblick

Das Konzept „rehafutur“ bezieht sich auf  
die Weiterentwicklung der beruflichen Reha-
bilitation, die durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) initiiert wur-
de. Im Jahr 2007 erhielt die Deutsche Aka
demie für Rehabilitation e.V. (DAR) den Auf-
trag, ein zukunftsorientiertes Konzept für die 
Rehabilitation Erwachsener zu entwickeln. 
Diesem Auftrag entsprechend erarbeitete 
die wissenschaftliche Fachgruppe Rehafutur 
einen Bericht, der für die Entwicklung des 
Rehasystems auf operativer Ebene eine Viel-
zahl von Vorschlägen und Handlungsempfeh-
lungen zu unterschiedlichen Aufgabenberei-
chen enthält (www.rehafutur.de/index.
php?id=36#c161).

Nach insgesamt sechs Jahren endete die  
Initiative RehaFutur im Juni 2013 mit einem 
Workshop, der mit großem Erfolg die Wei-
chen für eine weitere Vernetzung aller Ak

teure untereinander und damit die Basis für 
einen kontinuierlichen Weiterentwicklungs-
prozess der beruflichen Rehabilitation stellte. 
Mehr als 60 gestartete Projekte und Konzep-
te belegten eindrucksvoll, wie innovativ das 
System ist und wie erfolgreich die Zusam-
menarbeit an den Schnittstellen sein kann. 
Alle Projekte wie auch die dort ausgestellten 
Poster sind auf der offiziellen Web-Site 
www.rehafutur.de veröffentlicht. Auch alle 
Impulsreferate und Dialoge des Workshops 
sind dort als Video abrufbar. Impressionen 
und eine Bildergalerie zur Veranstaltung  
sind unter www.rehafutur.de/index.
php?id=75 veröffentlicht. Eine Ergebnis
dokumentation zum Workshop wird derzeit 
erarbeitet. 

Erwerbsminderung:  
krank – ausgeschlossen – arm?

Auf der Tagung am 06. Juni 2013 in Berlin 
wurden aktuelle Ergebnisse aus Forschungs-
vorhaben vorgestellt und diskutiert. Die so-
zioökonomische Situation von Personen mit 
Erwerbsminderung wurde ebenso themati-
siert wie Optionen einer Reform der Präven-
tion, Rehabilitation und der sozialen Siche-
rung bei Erwerbsminderung auch vor dem 
Hintergrund eines deutsch-niederländischen 
Vergleichs. Expertinnen und Experten aus 
Politik, Gewerkschaft und der Deutschen 
Rentenversicherung Bund werden die Re-
formvorschläge kommentieren.

Veranstaltungsdokumentation /  
Vorträge zum Download:  
www.boeckler.de/28733_42720.htm

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Navigation/2_Rente_Reha/02_reha/01_grundlagen/modellprojekte/reha_pilot_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Navigation/2_Rente_Reha/02_reha/01_grundlagen/modellprojekte/reha_pilot_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Navigation/2_Rente_Reha/02_reha/01_grundlagen/modellprojekte/reha_pilot_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Navigation/2_Rente_Reha/02_reha/01_grundlagen/modellprojekte/reha_pilot_node.html
http://www.rehafutur.de/index.php%3Fid%3D36%23c161
http://www.rehafutur.de/index.php%3Fid%3D36%23c161
www.rehafutur.de
http://www.rehafutur.de/index.php%3Fid%3D75
http://www.rehafutur.de/index.php%3Fid%3D75
http://www.boeckler.de/28733_42720.htm
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Neue Veröffentlichungen

Kondratowitz, H.-J. v. (2013). Squaring the circle: 
demographic outlook and social development as  
determinants of ageing in the Mediterranean. In:  
J. Troisi & H.-J. v. Kondratowitz (Hrsg.) Ageing in  
the Mediterranean (S. 3 – 32). Bristol: Policy Press.

Kondratowitz, H.-J. v. (2013). Becoming conscious of  
the ‚whole Mediterranean‘: old cleavages and recent 
developments. In: J. Troisi & H.-J. v. Kondratowitz 
(Hrsg.) Ageing in the Mediterranean (S. 75 – 97).  
Bristol: Policy Press.

Nivorozhkin, A., Romeu Gordo, L., & Schneider, J.  
(2013). Job search requirements for older workers: 
The effect on reservation wages. International Journal 
of Manpower, 34(5), S. 517 – 535.

Rossow, J. (2013). New contexts and new concepts:  
The use of German «alt». In: M. Bieswanger & A. 
Koll-Stobbe (Hrsg.) New approaches to the study of 
linguistic variability (S. 117 – 138). Frankfurt am Main: 
Lang.

Troisi, J., & Kondratowitz, H.-J. v. (2013). Conclusion  
and themes for further discussion. In: J. Troisi & H.-J. 
v. Kondratowitz (Hrsg.) Ageing in the Mediterranean 
(S. 359 – 373). Bristol: Policy Press.

Warner, L. M. (2013). Resilienz. In: M. A. Wirtz (Hrsg.) 
Dorsch – Lexikon der Psychologie (16. Aufl., S. 1326). 
Bern: Huber.

Warner, L. M. (2013). Selbstwirksamkeitserwartung.  
In: M. A. Wirtz (Hrsg.) Dorsch – Lexikon der Psycho
logie (16 Aufl., S. 1406). Bern: Huber. 
 

Vortragsreihe : Raum- und  
Netzwerkressourcen älterer 
Migrantinnen und Migranten 

Prof. Dr. Monika Alisch, Hochschule Fulda

Ältere Zuwanderer in Deutschland sind eine 
sehr heterogene Bevölkerungsgruppe, über 
deren Vorstellungen von und ihren Ressour-
cen und Barrieren für eine angemessene  
Lebensqualität im Alter nur wenig bekannt 
ist. Das Praxisforschungsprojekt AMIQUS, 
umgesetzt in sehr unterschiedlich struktu-
rierten Wohnquartieren hat diesen Ressour-

cen nachgespürt und ein breites Spektrum 
informeller Netzwerke und Formen gegen-
seitiger Unterstützung herausgearbeitet.  
Die Veranstaltung findet am 09.01.2014 im 
DZA statt.

Eine aktuelle Übersicht über weitere Ver
anstaltungen finden Sie unter www.DZA.de. 
 

Urania Filmreihe Altern als  
Chance – Älterwerden als  
Herausforderung

Gesprächsgäste am 02.12.2013 im Rahmen 
der Spiel- und Dokumentarfilmreihe mit 
Filmgesprächen – Leben im Alter (Dokumen-
tarfilm, D 1998): Prof. Dr. Elisabeth Stein
hagen-Thiessen, EGZB Berlin, Prof. Dr. Cle-
mens Tesch-Römer, DZA Berlin, Michael 
Aue, Regisseur

Der Umgang mit dem demografischen  
Wandel ist eine der zentralen gesellschaft
lichen Aufgaben der kommenden Dekaden, 
die Konsequenzen und der Umgang damit 
sind noch im Unklaren. Das Wissenschafts-
jahr 2013 – Die demografische Chance –  
bietet uns die Möglichkeit, uns auf vielfältige 
Art und Weise mit dem demografischen 
Wandel auseinanderzusetzen. Bei seiner 
Gestaltung nehmen Wissenschaft und For-
schung Schlüsselfunktionen ein: Es sind  
die Forscherinnen und Forscher, die Bedürf-
nisse einer alternden Gesellschaft analysie-
ren, Konzepte für neue Lebensmodelle ent-
werfen und die Arbeitsplätze von morgen 
entwickeln – dies auch unter der unvermeid-
lichen Perspektive, dass sie selbst altern. 

Quelle: www.wissenschaft-im-dialog.de

Aus dem DZA

Aus dem Deutschen Zentrum für Altersfragen

www.DZA.de
http://www.wissenschaft-im-dialog.de/nc/de/projekte/kalender/einzelansicht.html%3Ftx_3pcwidcalendar_pi1%5Bdetails%5D%3D98403%26tx_3pcwidcalendar_pi1%5Bbacktopid%5D%3D59
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